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Geſetz-Sammlung 
fuͤr die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


eie 


Ir. 2541.) Allgemeine Gewerbeordnung. Vom 17. Januar 1845. 


Wi Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


haben die in den verſchiedenen Landestheilen beſtehenden Vorſchriften uͤber den 

Gewerbebetrieb einer Reviſion unterworfen, und verordnen auf den Antrag 

Unſeres Staatsminiſteriums, nach Anhoͤrung Unſerer getreuen Staͤnde und nach 

vernommenem Gutachten Unſeres Staatsraths, für den ganzen Umfang der 
onarchie, was folgt: 


Titel J. 
Aufhebung beſtehender Beſchraͤnkungen des Gewerbebetriebes. . * manint 


1 ee dei en km 


Das in einzelnen Landestheilen mit Gewerbeberechtigungen noch ver⸗ 


. 19) 


bundene Recht, Anderen den Betrieb eines Gewerbes zu unterſagen oder ſie „ 
darin zu beſchraͤnken (ausſchließliche Gewerbeberechtigung) wird hierdurch auf— 5 


GL Sf Iren tr 2. 


„ „ — „ nn al any A 

gehoben, ohne Unterſchied, ob die Berechtigung an einem Grundſtuͤcke haftet i 5 8 7 
oder nicht. PSP ue eee, 
9 une eu. “by. 


Ferner werden aufgehoben alle Berechtigungen, Konzeſſionen zu gewerb- n, 
lichen Anlagen oder zum Betriebe von Gewerben zu ertheilen. „e Kain. „ ee 
§. 3. 

Vorbehaltlich der durch das Geſetz vom 30. Mai 1820. eingefuͤhrten? nh. Se abe. 
Gewerbeſteuer, werden ferner aufgehoben alle Abgaben, welche für den Betrieb . eee 
eines Gewerbes entrichtet werden, fo wie die Berechtigungen, dergleichen Ab- . 7” = gan 
gaben aufzulegen. Iſt jedoch mit der Gewerbeberechtigung das Recht zur age, In acer e 
Unterſagung oder Beſchraͤnkung des Betriebes eines ſtehenden Gewerbes ver⸗ 1; ehe An 
bunden, fo muß die darauf ruhende ganze Abgabe bis zu dem Tage geleiſtet , Ligen, . 

Jahrgang 1845. (Nr. 2341.) 8 e ee e 
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(Ausgegeben zu Berlin den 10. Februar 1845.) — 
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werden, an welchem der Betrieb dieſes Gewerbes von einer Perſon begonnen 
wird, gegen die der Widerſpruch haͤtte geltend gemacht werden koͤnnen. 
Ob eine Abgabe zu den aufgehobenen zu rechnen fei, ift in allen Landes— 
theilen nach Inhalt der Verordnung vom 19. Februar 1832. (Geſetzſammlung 
Seite 64.) zu beurtheilen. 
§. 4. 2 

nr Vl.osn den noch beſtehenden Zwangs- und Bannrechten werden hierdurch 
mg i . FE aufgehoben: 
M I alle Zwangs- und Bannrechte, welche dem Fiskus, einer Kaͤmmerei oder 
re Gemeinde innerhalb ihres Kommunalbezirkes, oder einer Korporation von 
8 Gewerbetreibenden zuſtehen, oder von Einem dieſer Berechtigten erft nach 
Din dem 31. Dezember 1836, auf einen Anderen uͤbergegangen ſind; 
„„ Zwangs- und Bannrechte, deren Aufhebung nach dem Inhalte der 
Ber Verleihungsurkunde ohne Entſchaͤdigung zuläffig iſt; und 
W ſofern die Aufhebung nicht ſchon in Folge der Beſtimmungen zu 1. und 2. 
r eintritt, 

a) das mit dem Beſitze einer Muͤhle, einer Brennerei oder Brennereige— 
rechtigkeit, einer Brauerei oder Braugerechtigkeit, oder einer Schankſtaͤtte 
verbundene Recht, die Konſumenten zu zwingen, daß ſie bei dem Be— 
rechtigten ihren Bedarf mahlen oder ſchroten laſſen, oder das Getraͤnk 
ausſchließlich von demſelben beziehen (der Mahlzwang, der Brannt⸗ 
weinzwang und der Brauzwang), 

b) das ſtaͤdtiſchen Baͤckern und Fleiſchern zuſtehende Recht, die Einwohner 
der Stadt, der Vorſtaͤdte oder der ſogenannten Bannmeile zu zwingen, 
daß ſie ihren Bedarf an Gebaͤck oder Fleiſch ganz oder theilweiſe von 
jenen ausſchließlich entnehmen, 

in allen zu 3. gedachten Faͤllen jedoch nur dann, wenn das Zwangsrecht nicht 

auf einem Vertrage zwiſchen dem Berechtigten und dem Verpflichteten beruht. 

g 5. | 
Diejenigen Zwangs- und Bannrechte, welche nicht durch die Beſtimmun— 
gen des K. 4. aufgehoben find, koͤnnen von den Verpflichteten abgelöft werden, 
wenn die Verpflichtung auf Grundbeſitz haftet, die Mitglieder einer Korporation 
als Solche betrifft, oder Bewohnern eines Ortes oder Diſtriktes vermoͤge ihres 
Wohnſitzes obliegt. Daſſelbe gilt von dem Rechte, den Inhaber einer Schank— 
ſtätte zu zwingen, daß er das zu feinem Debit erforderliche Getraͤnk aus einer 

beſtimmten Fabrikationsſtaͤtte entnehme. N 
Dem Berechtigten ſteht die Befugniß, auf Abloͤſung anzutragen, nicht zu. 
. 6 


In den beſtehenden Vorſchriften wegen der Regalien und Monopole des 
Staats und den daraus entſpringenden Beſchraͤnkungen des Betriebes einzelner 
N Ge⸗ 
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Gewerbe wird durch das gegenwaͤrtige Geſetz nichts geändert. Insbeſondere 
gilt dies von den das Bergweſen betreffenden Vorſchriften. 


©... 7% 
8 Die wegen der Befugniß zum Halten oͤffentlicher Faͤhranſtalten beſtehen— 
15 Beſtimmungen bleiben unverändert. Sofern Faͤhrgerechtigkeiten ausſchließ— 
iche Berechtigungen find, koͤnnen fie von den Minifterien gegen eine nach den 
Grundſätzen des Geſetzes vom 16. Juni 1838. (Gefeßfammlung S. 353. ff.) 
zu gewährende Entſchaͤdigung aufgehoben werden. 


H. 8. f . 
Die zur Zeit in den einzelnen Landestheilen geltenden Vorſchriften über 
das Abdeckereiweſen bleiben bis zur beendigten Reviſion derſelben in Kraft. 
8.3. 
Die befonderen Vorfchriften über Ertheilung und Benutzung der Erfin— 
dungspatente kommen ferner zur Anwendung. 


„10. 
Unter welchen Umſtaͤnden und in welcher Art für die durch die HF. 1. 
bis 5, aufgehobenen oder für abloͤsbar erklaͤrten Berechtigungen eine Entſchaͤdi⸗ 
gung gewaͤhrt wird, beſtimmt ein beſonderes Geſetz vom heutigen Tage. Hin— 
ſichtlich der Entſchaͤdigung für diejenigen Berechtigungen, welche ſchon vor Ver: 
uͤndung des gegenwärtigen Geſetzes aufgehoben oder für abloͤsbar erklärt 
worden ſind, bewendet es bei den bisherigen Vorſchriften. 


§. 11. 

Ausſchließliche Gewerbeberechtigungen oder Zwangs- und Bannrechte, 
welche durch dieſes Geſetz aufgehoben oder für ablösbar erflärt worden find, 
koͤnnen fortan durch Verjaͤhrung nicht mehr erworben werden. 

Durch Vertraͤge oder andere Rechtstitel koͤnnen dergleichen Rechte nicht 
auf einen laͤngeren als zehnjaͤhrigen Zeitraum begründet werden. Verabredun⸗ 
gen, wodurch für den Fall der Nichterneuerung des Vertrages eine Entſchaͤdi— 
gung feftgefeßt wird, find nichtig. 


$. 12. 
Die Beſchraͤnkung gewiſſer Gewerbe auf die Staͤdte hoͤrt auf. 


$. 13. N 
Derr gleichzeitige Betrieb verſchiedener Gewerbe iſt Jedem geſtattet, fo: 
weit nicht beſondere geſetzliche Vorſchriften eine Beſchraͤnkung anordnen. 


(Fr. 2541.) 8 * Titel 
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Titel II. 


Bedingungen des Gewerbebetriebes. 
$. 14. ge. 
1 Fur den Gewerbebetrieb im Umherziehen bleiben die bisherigen Bor: 
2 ar = ſchriften maßgebend, ſo weit nicht die Beſtimmungen der $$. 1 bis 4. und des 
1 F. 60. eine Aenderung begruͤnden. 
F. 15. 

Die polizeiliche Zulaͤſſigkeit des Betriebes derjenigen Gewerbe, welche 
nicht im Umherziehen betrieben werden (ſtehende Gewerbe), iſt fortan nur nach 
den Beſtimmungen dieſes Geſetzes zu beurtheilen. 

Wer gegenwaͤrtig zum Betriebe eines Gewerbes berechtigt iſt, kann von 
demſelben um deshalb nicht ausgeſchloſſen werden, weil er den Erforderniſſen 
dieſes Geſetzes nicht genuͤgt. 

$. 16. 
Leila Ein ſtehendes Gewerbe darf fuͤr eigene Rechnung und unter eigener 
gen. Verantwortlichkeit (ſelbſtſtaͤndig) nur derjenige betreiben, welcher 
a) dispoſitionsfaͤhig iſt, und 
b) innerhalb Unſerer Staaten einen feſten Wohnſitz hat. 
§. 17. 


Minderjährige, welche der väterlichen Gewalt unterworfen find, muüffen, 
bevor ſie den ſelbſtſtaͤndigen Betrieb eines ſtehenden Gewerbes beginnen, die 
ausdruͤckliche Genehmigung des Vaters zu dem Gewerbebetriebe nachweiſen. 
Im Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Koͤln iſt die Zulaſſung der Min— 
derjaͤhrigen zum Beginn des felbfiftändigen Betriebes eines ſtehenden Gewerbes 
nach Art. 2. des Rheiniſchen Handelsgeſetzbuches zu beurtheilen. 

5718. 

Auslaͤnder duͤrfen, ſofern nicht durch Staatsvertraͤge ein Anderes be— 
ſtimmt iſt, nur mit Erlaubniß der Miniſterien in Unſern Staaten ein ſtehen— 
des Gewerbe betreiben. 

4. 

Die in Reihe und Glied ſtehenden Militairperſonen, ſo wie alle unmit— 
telbare und mittelbare Staatsbeamten, auch ſolche, die ihr Amt unentgeltlich 
verwalten, beduͤrfen zu dem Betriebe eines Gewerbes der Exlaubniß ihrer vor— 
geſetzten Dienſtbehoͤrde, ſofern nicht das Gewerbe mit der Bewirthſchaftung 
eines ihnen gehoͤrigen laͤndlichen Grundſtuͤckes verbunden, oder ſonſt durch be— 
ſondere geſetzliche Beſtimmungen ein Anderes angeordnet iſt. 

Dieſe Erlaubniß muß auch zu dem Gewerbebetriebe ihrer Ehefrauen, 
der in ihrer vaͤterlichen Gewalt ſtehenden Kinder, ihrer Dienſtboten und anderer 


Mitglieder ihres Hausſtandes eingeholt werden. — 
20. 


2 


1 


$. 20. 
tri Von dem Beſitze des Buͤrgerrechts ſoll die Zulaſſung zum Gewerbebe- 
ebe in keiner Stadt und bei keinem Gewerbe abhängig fein. In der Ver⸗ 
pflichtung der Gewerbetreibenden zur Erwerbung des Buͤrgerrechts, fo weit 
ſolche in der beſtehenden ſtaͤdtiſchen Verfaſſung begründet ift, wird durch gegen⸗ 
waͤrtiges Geſetz nichts geändert; die Exekution auf Erfüllung dieſer Verpflich- 
tung darf aber nicht bis zur Unterſagung des Gewerbebetriebes ausgedehnt werden. 
$. 21. 
6 Wer wegen eines von ehrloſer Geſinnung zeugenden Verbrechens, ins— 
eſondere wegen Meineids, Raubes, Diebſtahls oder Betrugs verurtheilt worden, 
edarf zum Beginn eines jeden felbfiftändigen Gewerbebetriebes, derjenige aber, 
welchem der Betrieb eines beſtimmten Gewerbes durch richterliches Erkenntniß 
unterſagt worden iſt, zum Beginn des ſelbſtſtaͤndigen Betriebes eines anderen 
verwandten Gewerbes, der beſonderen Erlaubniß der Polizeiobrigkeit des Ortes. 
Dieſe Erlaubniß iſt zu verſagen, wenn nach der Eigenthuͤmlichkeit des Gewerbe— 
betriebs und nach der Perſoͤnlichkeit des Antragenden ein Mißbrauch zu beſorgen 
iſt, oder durch den beabſichtigten Gewerbebetrieb der Zweck des Straferkennt— 
niſſes vereitelt werden wuͤrde. 

Dieſe Vorſchriften finden auch Anwendung auf die Ehefrauen ſolcher 
Perſonen, ihre noch unter vaͤterlicher Gewalt ſtehenden Kinder, ihre Dienſtboten 
und andere Mitglieder ihres Hausſtandes. 

: §. 22. 

Wer den ſelbſtſtaͤndigen Betrieb eines Gewerbes anfangen will, muß 
zuvor der Kommunalbehoͤrde des Orts Anzeige davon machen. 

Die Kommunalbehoͤrde hat dieſe Anzeige, wenn fie nicht zugleich die 
Polizeiobrigkeit iſt, Letzterer mit ihren etwanigen Bemerkungen zuzuſtellen. 

$. 23. 

Die Polizeiobrigkeit hat zu pruͤfen, ob den in dieſem Geſetze fuͤr den 
ſelbſtſtaͤndigen Gewerbebetrieb im Allgemeinen oder fir das beabſichtigte Ge⸗ 
werbe insbeſondere vorgeſchriebenen Erforderniſſen genuͤgt iſt. 

Iſt einem dieſer Erforderniſſe nicht genügt, fo iſt der Beginn oder die 
Fortſetzung des Gewerbebetriebes mittelſt Beſcheides zu unterſagen, ſonſt aber 
dem Anmeldenden eine Beſcheinigung uͤber die erfolgte Anmeldung zu ertheilen. 

§. 24. 

Ueber die Anmeldungen ſind durch die Polizeiobrigkeit genaue Regiſter 

zu fuͤhren. 
§. 25. 

Beſchwerden uͤber die Unterſagung des Gewerbebetriebes koͤnnen nur bei 
den Verwaltungsbehoͤrden angebracht werden. Der Rechtsweg findet dagegen 
nicht Statt. N 

(Nr. 2544.) §. 26. 


— 6 — 


$. 26. 

II. Erforder⸗ Eine beſondere polizeiliche Genehmigung iſt nur erforderlich 

= VE ul zur Errichtung gewerblicher Anlagen, welche durch die Örtliche Lage oder 

3 die Beſchaffenheit der Betriebsſtaͤtte für die Beſitzer oder Bewohner der 
eee. Yan, dee, benachbarten Grundſtuͤcke, oder für das Publikum uͤberhaupt erhebliche 
e ee ee e, ee ende Nachtheile, Gefahren oder Belaͤſtigungen herbeifuͤhren koͤnnen. 
ee 2 zu dem Beginn ſolcher Gewerbe, bei welchen entweder 
Ar Ze e 7 a) durch ungeſchickten Betrieb, oder 
e een, 77T b) durch Unzuverlaͤſſigkeit des Gewerbtreibenden in ſittlicher Hinſicht 
au vi. i u. das Gemeinwohl oder die Erreichung allgemeiner polizeilicher Zwecke 
i Suu, Fuge, ce, ge e gefährdet werden kann. 
Arge, N, l ven, dee, Ir A H. 27. N 0 
e e a Zu den gewerblichen Anlagen, welche einer beſondern polizeilichen Ge— 
een. weiche eine nehmigung bedürfen (N. 26. zu 1.), ſollen fuͤr jetzt gerechnet werden: 
3 polizeilichen Schießpulverfabriken, Anlagen zur Feuerwerkerei und zur Bereitung von 
— en er uͤndſtoffen aller Art, Gasbereitungs⸗ und Gasbewahrungsanſtalten, 
Anlagen zur Bereitung von Steinkohlentheer und Koaks, ſofern ſie 

außerhalb der Gewinnungsorte des Materials errichtet werden, Spiegel⸗ 

Fabriken, Porzellan⸗, Fayence⸗ und Thongeſchirrmanufakturen, Glas⸗ und 

Rußhuͤtten, Zuckerſiedereien, Malzdarren, Kalk-, Ziegel- und Gipsoͤfen, 

Schmelzhuͤtten, Hochoͤfen, Metallgießereien, Hammerwerke, chemiſche 

Fabriken aller Art, Schnellbleichen, Firnißſiedereien, Cichorien⸗, Staͤrke⸗ 

Wachstuch⸗ und Darmſaitenfabriken, Leim-, Thran⸗, Seifen⸗ und Fluß⸗ 

ſiedereien, Knochenbrennereien, Knochen- und Wachsbleichen, Talg⸗ 

ſchmelzen, Schlachthaͤuſer, Gerbereien, Abdeckereien, Poudretten- und 

Duͤngpulverfabriken; 
es gehoͤren dahin ferner: 

Dampfmaſchinen, Dampfkeſſel und Dampfentwickler G. 37.), durch 

Waſſer oder Wind bewegte Triebwerke (Muͤhlen u. ſ. w.) jeder Art 

(F. 38.), ſo wie Branntweinbrennereien und Bierbrauereien. (F. 39.) 
Bei allen dieſen Anlagen macht es keinen Unterſchied, ob ſie nur auf den 
eigenen Bedarf des Unternehmers, oder auch auf Abſatz an Andere berechnet ſind. 

ö $. 28. 

Zur Errichtung neuer Anlagen dieſer Art ($. 27.) iſt die Genehmigung 
bei der Regierung nachzuſuchen. Dem Geſuche muͤſſen die zur Erlaͤuterung 
erforderlichen Zeichnungen und Beſchreibungen beigefuͤgt werden. 

H. 29. 

Wenn die beabſichtigte Anlage nach dem Ermeſſen der Regierung mit 
ſo erheblichen Nachtheilen, Gefahren oder Belaͤſtigungen fuͤr die Nachbaren 

oder 
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oder für das Publikum uͤberhaupt verbunden iſt, daß dieſelbe ſich ohne Weiteres 
als unzuläffig darſtellt, fo iſt das Geſuch ſogleich zuruͤckzuweiſen. N 

Iſt kein Anlaß, das Gefuch ſogleich zuruͤckzuweiſen, fo hat auf Anwei⸗ 
ſung der Regierung die Ortspolizei-Obrigkeit das Unternehmen mittelſt einma⸗ 
liger Einruͤckung in das Amtsblatt, und außerdem in der fuͤr andere polizei⸗ 
liche Verordnungen am Orte vorgeſchriebenen Art, zur oͤffentlichen Kenntniß zu 
bringen, mit der Aufforderung, etwanige Einwendungen gegen die neue Anlage 
innen vier Wochen anzumelden. 

Die vierwoͤchentliche Friſt nimmt ihren Anfang mit dem Tage, an 
welchem das die Bekanntmachung enthaltende Amtsblatt ausgegeben worden, 
und iſt fuͤr alle Einwendungen, welche nicht privatrechtlicher Natur ſind, 
praͤkluſiwiſch. 

$. 30. 
4 Werden keine Einwendungen angebracht, ſo hat die Regierung, ſobald 
die Anzeige der Polizeiobrigkeit eingegangen iſt, unter Feſtſetzung der ſich etwa 
als nörhig ergebenden Bedingungen die Genehmigung zu ertheilen. Dieſe iſt 
ſchriftlich auszufertigen und muß die feſtgeſetzten Bedingungen enthalten. 

§. 31 


Die bei der Polizeiobrigkeit angemeldeten Einwendungen privatrechtlicher 

atur ſind zur richterlichen Entſcheidung zu verweiſen, ohne daß von der Er— 

ledigung dieſer Einwendungen die weitere Verhandlung uͤber die polizeiliche 
Genehmigung der Anlage (F. 32.) abhaͤngig gemacht wird. 

Andere Einwendungen dagegen hat die Polizeiobrigkeit unter Zuziehung 
des Unternehmers zum Protokoll vollſtaͤndig zu erörtern. Demnaͤchſt find die 
geſchloſſenen Verhandlungen mit beigefügtem Gutachten an die Regierung ein— 
zureichen. 

H. 32. 

Die Regierung hat hierauf das Geſuch mit Ruͤckſicht auf die beſtehenden 
feuer-, bau- und geſundheits-polizeilichen Anordnungen und die Erheblichkeit 
der auf angebliche Nachtheile, Gefahren oder Belaͤſtigungen gegruͤndeten Ein— 
wendungen zu pruͤfen und nach dem Befunde die Genehmigung entweder zu 
verſagen, oder unbedingt zu ertheilen, oder endlich bei Exrtheilung derſelben die— 
jenigen Vorkehrungen und Einrichtungen vorzuſchreiben, welche zur Abhuͤlfe ge⸗ 
eignet ſind. 

H. 33. l 

Der von der Regierung abgefaßte Beſcheid iſt ſowohl dem Unternehmer 
als den Widerſprechenden durch die Ortspolizei-Obrigkeit zu eröffnen. Gegen 
den Beſcheid ſteht der Rekurs an die Miniſterien offen; derſelbe muß binnen 
einer praͤkluſiviſchen Friſt von zehn Tagen, vom Tage der Eroͤffnung des Be- 
ſcheides an gerechnet, bei der Polizeiobrigkeit angemeldet werden. Die Recht: 

(Nr. 2541.) fer⸗ 
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fertigung der Beſchwerde ift der Polizeiobrigkeit binnen vier Wochen, von dem— 
ſelben Tage an, einzureichen; nach fruchtloſem Ablauf dieſer Friſt ſind die Ver— 
handlungen ohne Weiteres zur Rekursentſcheidung einzuſenden. 

Durch die Anmeldung des Rekurſes von Seiten desjenigen, welcher der 
Anlage widerſprochen hat, wird die von der Regierung ertheilte Genehmigung 
bis zur Entſcheidung der Miniſterien ſuspendirt. 


§. 34. 

An die Stelle der Polizeiobrigkeit des Ortes ($$. 29. 30. 31. 33.) tritt 
der Landrath, wenn der Unternehmer ſelbſt die Polizeiobrigkeit iſt oder die Orts— 
polizei zu verwalten hat. 

§. 35. 

Die baaren Auslagen, welche durch die Bekanntmachung und das wei— 
tere Verfahren entſtehen, fallen dem Unternehmer, diejenigen Koſten aber, welche 
durch unbegruͤndete Einwendungen erwachſen, dem Widerſprechenden zur Laſt. 

Die Regierungen und Miniſterien haben in den Beſcheiden uͤber die Zu— 
läffigfeit der neuen Anlage zugleich die Vertheilung der Koſten feſtzuſetzen. 

$. 36. 

Die polizeiliche Genehmigung zu einer der im F. 27. bezeichneten Anla— 
gen bleibt ſo lange in Kraft, als keine Veraͤnderung in der Lage oder Be— 
ſchaffenheit der Betriebsſtaͤtte vorgenommen wird, und bedarf unter dieſer Vor: 
ausſetzung auch dann, wenn die Anlage auf einen neuen Erwerber uͤbergeht, 
einer Erneuerung nicht. 

Sobald aber eine Veraͤnderung der Betriebsſtaͤtte vorgenommen werden 
ſoll, muß die Genehmigung der Regierung von Neuem nachgeſucht werden. 


Dt, 

Bei Dampfmafchinen, Dampfkeſſeln und Dampfentwicklern find außer 
den Beſtimmungen der $$. 27. bis 36. auch die dafür ergangenen befonderen 
Vorſchriften mit der Maßgabe anzuwenden, daß die polizeiliche Genehmigung 
der Anlage nunmehr nach F. 28. überall der Regierung zuſteht. 


$. 38, 

Auch bei den durch Waſſer oder Wind bewegten Triebwerken (Mühlen ꝛc.) 
jeder Art find außer den Beſtimmungen der $$. 27 — 36. die dafür beſtehenden 
beſonderen Vorſchriften anzuwenden. Es werden jedoch die in einzelnen Lan- 
destheilen beſtehenden Vorſchriften, wonach die Anlage neuer und die Erwei- 
terung und Veraͤnderung vorhandener, auf die Konſumtion der Umgegend be- 
rechneter Getreidemahlmuͤhlen von dem Beduͤrfniß der Umgegend abhaͤngig iſt 
(. 242. Titel 15. Theil II. Allgemeinen Landrechts und Order vom 23. Okto⸗ 
ber 1826. Geſetzſammlung Seite 108.) hierdurch aufgehoben. 5 
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„39. 
Die in einzelnen eanbesthelen beſtehenden Vorſchriften, wonach die Ge— 
nehmigung zur Anlage neuer Branntweinbrennereien und Bierbrauereien bei 
ländlichen Grundſtuͤcken nur dann ertheilt werden darf, wenn dieſe Grundſtuͤcke 
nach landwirthſchaftlicher Taxe einen Werth von 15,000 Rthlrn. haben, werden 
iermit aufgehoben. 
$. 40. 
Einer beſondern Beſchraͤnkung mit Ruͤckſicht auf die oͤrtliche Lage ſind 
ferner unterworfen: 

a) Tanz⸗ und Fechtſchulen, ſowie Turn- und Badeanſtalten; zur Errichtung 
oder Verlegung derſelben iſt eine polizeiliche Genehmigung erforderlich, 
welche in den Staͤdten bei der Polizeiobrigkeit, auf dem Lande unter 
Vorlegung eines Atteſies der Polizeiobrigkeit bei dem Landrathe nach— 
zuſuchen iſt und erſt dann ertheilt werden darf, wenn ſich die Behoͤrde 
von der Angemeſſenheit des Lokals und der beabſichtigten Einrichtung 
uͤberzeugt hat; 

b) die Errichtung oder Verlegung der Betriebsſtaͤtte ſolcher Gewerbe, deren 
Ausuͤbung mit ungewoͤhnlichem Geraͤuſch verbunden iſt. Die Betriebs- 
ſtaͤtte muß, inſofern zur Anlage derſelben nicht ſchon nach den Vor— 
ſchriften der HH. 27 — 36. die Genehmigung der Regierung einzuholen 
iſt, der Polizeiobrigkeit angezeigt werden; dieſe hat, wenn in der Naͤhe 
der gewaͤhlten Betriebsſtaͤtte Kirchen, Schulen, Krankenhaͤuſer oder an— 
dere öffentliche Gebäude vorhanden find, deren beſtimmungsmaͤßige Be— 
nutzung durch den Gewerbebetrieb auf dieſer Stelle eine erhebliche Stoͤrung 
oder Belaͤſtigung erleiden wuͤrde, die Entſcheidung der Regierung daruͤber 
einzuholen, ob die Ausuͤbung des Gewerbes an der gewählten Betriebs- 
ſtaͤtte zu unterſagen oder nur unter Bedingungen zu geſtatten ſei. 


§. 41. 
Die durch die Steuergeſetze in Beziehung auf die Lage der Betriebsſtaͤtte 
angeordneten Beſchraͤnkungen des Betriebes einzelner Gewerbe bleiben auch 
ferner in Kraft. 


8 $. 42. 

Aerzte, Wundaͤrzte, Augenärzte, Zahnärzte, Geburtshelfer, Apotheker und 2) Gewerb⸗ 
Unternehmer von Privatkranken- und Privat-Irrenanſtalten bedürfen einer Appro⸗ 5 es 
bation des Miniſteriums der Medizinalangelegenheiten. ale 

$. 43. 2220 dab. 

Hinſichtlich der Unternehmer von Erziehungs- und Unterrichtsanſtalten, 2 


ſowie der Privatlehrer bewendet es bei den beſonderen Vorſchriften. 


Jahrgang 1845, (Nr. 2541.) 9 . 44. 


Ze 


$. 44, 

Baumeiſter, welche aus der Leitung von Bau-Unternehmungen ein Ge— 

derbe machen, bebürfen eines Pruͤfungszeugniſſes der Ober-Baudeputation. 
$. 45. 

JS Seeſchiffer und Seeſteuerleute, Vorſteher öffentlicher Fähren (Faͤhrmeiſter), 
Maurer, Steinhauer, Schiefer- und Ziegeldecker, Haus- und Schiffszimmerleute, 
Mühlen und Brunnenbaumeifter, Schornſteinfeger, Perſonen, welche mit Auf— 
ſtellen von Blitzableitern ſich beſchaͤftigen, ingleichen ſolche, welche Feuerwerke 
zum Verkauf bereiten oder gegen Entgelt abbrennen, Kaſtrirer und Abdecker 
muͤſſen ſich uͤber den Beſitz der erforderlichen Kenntniſſe und Fertigkeiten durch 
ein Befaͤhigungszeugniß der Regierung ausweiſen. Daſſelbe gilt von Hebammen, 
Bandagiſten und Verfertigern chirurgiſcher Inſtrumente. N 

Soweit in Betreff der Schiffer und Lootſen auf Stroͤmen in Folge von 
Staatsvertraͤgen beſondere Anordnungen getroffen ſind, behaͤlt es dabei ſein 

Bewenden. 
$. 46. 

Wie die Prüfungen der in den $$. 44. und 45. bezeichneten Gewerbtrei— 
benden vorzunehmen ſind, und in wieweit die unter ihrem Gewerbe begriffenen 
Verrichtungen auch von ungepruͤften Perſonen ausgeuͤbt werden duͤrfen, wird 
durch Anordnungen der Miniſterien beſtimmt. Dieſen ſteht auch die Befugniß 
zu, Perſonen, deren Befaͤhigung unzweifelhaft iſt, ausnahmsweiſe von der vor— 
geſchriebenen Pruͤfung zu entbinden. ; 

$. 47. 

Schauſpiel⸗Unternehmer bedürfen einer beſonderen Erlaubniß des Ober— 
Praͤſidenten der Provinz, in welcher ſie ihre Vorſtellungen geben wollen. Dieſe 
Erlaubniß darf ihnen nur nach vorgaͤngigem Nachweiſe gehoͤriger Zuverlaͤſſigkeit 
und Bildung ertheilt, kann jedoch auch dann, wenn ſie dieſer Bedingung ent— 
ſprechen, nach dem Ermeſſen des Ober-Praͤſidenten verſagt werden. 

$. 48. 

Buch- und Kunſthaͤndler, Antiquare, Inhaber von Leihbibliotheken oder 
Leſekabinetten, Verkaͤufer von Flugſchriften und Bildern, Lithographen, Buch- 
und Steindrucker beduͤrfen einer beſonderen Erlaubniß der Regierung, welche nur 
dann ertheilt werden darf, wenn dieſe Behoͤrde von der Unbeſcholtenheit und Zu— 
verlaͤſſigkeit, ſowie von einer zum Betriebe des Gewerbes genuͤgenden allgemei⸗ 
nen Bildung des Unternehmers ſich Ueberzeugung verſchafft hat. 


$. 49. 


e mere. = zeripege Schloſſern, Pfandleihern, ſowie denjenigen, welche mit gebrauchten Klei- 


ee cler Ju gene dern oder Betten, mit gebrauchter Waͤſche oder altem Metallgeraͤth, mit Schieß- 


geren, 497.574, 7 pulver oder Giften handeln, ferner denjenigen, welche aus der Vermittelung von 

Ae, lee . Geſchaͤften oder der Uebernahme von Aufträgen, namentlich aus der Abfaſſung 

e ex e -es. cu, cu See He Ac, ct Sry *. D/27 me. 1. ſchrift⸗ 
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ſchriftlicher Aufſaͤtze Fir Andere, ein Gewerbe machen, oder moͤblirte Zimmer 2.5 eee e. 

oder Schlafſtellen gewerbsweiſe vermiethen, Kammerjaͤgern, Lohnlakaien und an — e A mr. 
dern Perſonen, welche auf öffentlichen Straßen und Plägen oder in Wirthshaͤu⸗ = Aeg an 
ſern ihre Dienſte anbieten, ingleichem denen, welche auf öffentlichen Straßen und — Se- a. 
Platzen, Wagen, Pferde, Saͤnften, Gondeln und andere Transportmittel zu Je 4 den 
dermanns Gebrauch bereit halten, iſt der Gewerbebetrieb erſt dann, wenn ſich ?““ n, 
die Behoͤrden von ihrer Unbeſcholtenheit und Zuverlaͤſſigkeit uͤberzeugt haben, er 

zu geſtatten. S 

Dieſe Erlaubniß iſt in den Staͤdten bei der Polizeiobrigkeit, auf dem eu 
Lande unter Vorlegung eines Atteſtes der Polizeiobrigkeit bei dem Landrath 
nachzuſuchen. 

. 50. 
S Unternehmern von Tanz- oder Fechtſchulen, Bade- oder Turnanſtalten 
iſt die nach H. 40. zu a. erforderliche Genehmigung erſt dann zu ertheilen, wenn 
ſie ſich uͤber ihre Unbeſcholtenheit und Zuverlaͤſſigkeit ausgewieſen haben. 

$. 51. 

Die Geſchaͤfte der Baukondukteure, Feldmeſſer, Nivellirer, Markſcheider, .. eee 
Auktiongtoren, See- und Binnenlootſen, Maͤkler, Dispacheurs und Geſinde⸗ Her = ene. 
vermiether duͤrfen nur von denjenigen Perſonen betrieben werden, welche als e, eee 
ſolche von den verfaſſungsmaͤßig dazu befugten Staats- oder Kommunalbehoͤrden Heu e- Ir e 
oder Korporationen angeſtellt oder konzeſſionirt ſind. Selen, von gane. 

$. 59. alba Zah, 

Ein Gleiches ($. 51.) gilt von denen, welche den Feingehalt edler — 
kalle oder die Beſchaffenheit, Menge oder richtige Verpackung von Waren 
irgend einer Art feſtſtellen, von Guͤterbeſtaͤtigern, Schaffnern, Waͤgern, Meſſern, 

Braakern, Schauern, Stauern u. ſ. w., ſowie von denjenigen, welche ein Ge— 
werbe daraus machen, Leichen zu reinigen und anzukleiden, oder die zur Beſtat⸗ 
tung von Leichen erforderlichen Geraͤthſchaften und Wagen zu halten. 

§. 53. 

Die bisherigen Vorſchriften uͤber die Befaͤhigung der in den H. 51. und 
52. bezeichneten Perſonen, uͤber die Zahl, ſowie den Umfang der Befugniſſe und 
Verpflichtungen derſelben bleiben ferner in Kraft. Jedoch wird den Miniſterien 
vorbehalten, die noͤthigen Abaͤnderungen und Ergaͤnzungen zu treffen. 

Auch find die Miniſterien befugt, da, wo über die Anſtellung und den 
Geſchaͤftsbetrieb dieſer Perſonen keine Vorſchriften beſtehen, ſolche zu erlaffen. 


| $. 54. 
Außer der Approbation (H. 42.) bedürfen. Apotheker, welche ſich nicht 3) Beſondere 
im Beſitze eines Realprivilegiums befinden, einer Konzeſſion des Oberprafiden- BEE 
ten, in welcher der Ort und das Grundſtuͤck, wo das Gewerbe betrieben werden 
ſoll, beſtimmt ſein muß. 
(Nr. 2541.) DES ; §. 55. 
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$. 55. 

Hinſichtlich des Kleinhandels mit Getränken, ſowie der Gaſtwirthſchaft 
und der Schankwirthſchaft behaͤlt es bei den unterm 7. Februar 1835. (Ge— 
feßfammlung Seite 18.) und unterm 21. Juni 1844. ( Geſetzſammlung 
Seite 214.) ergangenen Beſtimmungen mit der Maßgabe ſein Bewenden, daß 
die Ruͤckſicht auf bisherige ausſchließliche Gewerbeberechtigungen nicht weiter 
Statt findet, und daß an die Stelle der in jenen Beſtimmungen angedrohten 
Strafen die des gegenwaͤrtigen Geſetzes treten. 

Mt In der polizeilichen Genehmigung kann eine noch vor Ablauf des Ka— 
lenderjahres endende Friſt beſtimmt werden, innerhalb deren das Gewerbe bei 
Verluſt der Befugniß zum Betriebe deſſelben begonnen werden muß. 

$. 56. 

Die Kehrbezirke der Schornſteinfeger koͤnnen nach dem Ermeſſen der Ne: 
gierung nicht nur da, wo ſie bisher beſtanden, beibehalten, ſondern auch da, wo 
fie bisher nicht beſtanden, eingeführt, andererſeits aber auch aufgehoben und ver— 
ändert werden, ohne daß deshalb den Bezirksſchornſteinfegern ein Widerſpruchs— 
recht oder ein Anſpruch auf Entſchaͤdigung zuſteht. Nur da, wo Zwangsrechte 
beſtehen, iſt eine Aufhebung oder Beſchraͤnkung der dieſen Rechten unterworfenen 
Kehrbezirke erſt nach vorgaͤngiger Ablöfung der Zwangsrechte (F. 5.) zulaͤſſig. 

57. 


In Anſehung des Pfandleihgewerbes behaͤlt es bei den durch die beſtehen— 

den Vorſchriften angeordneten Beſchraͤnkungen ſein Bewenden. 
§. 58. 

In ſoweit die Zulaſſung zum Betriebe der in den $$. 51. bis 55. bezeich— 
neten Gewerbe bisher von der Gemeinſchaft mit einer der chriſtlichen Kirchen 
abhaͤngig gemacht worden iſt, ſoll dies bis auf weitere Beſtimmung auch ferner 
Statt finden. | 


Titel III. 
Umfang, Ausübung und Verluſt der Gewerbebefugniſſe. 
59 


Wer zum ſelbſtſtaͤndigen Betriebe eines ſtehenden Gewerbes befugt iſt, 
unterliegt dabei nur denjenigen Beſchraͤnkungen, welche durch geſetzliche oder 
polizeiliche Beſtimmungen angeordnet ſind. Insbeſondere darf er an ſeinem 
Wohnorte in feſten Verkaufsſtaͤtten die Erzeugniſſe oder ſonſtigen Gegenſtaͤnde 
ſeines Gewerbebetriebes feil halten, auch in und außer ſeinem Lokale beſtellte 
Arbeiten vornehmen, ingleichem verkaufte Waaren verſenden und, ſoweit es nach 
Titel IV. zuläffig iſt, auf Märkten verkehren. Er iſt befugt, die zu dem Betriebe 
ſeines Gewerbes erforderlichen Materialien und Werkzeuge zu verfertigen und 
unter Beachtung der dieſerhalb beſtehenden Vorſchriften uͤberall anzukaufen und 
ankaufen zu laſſen. a 

8 Zum 
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Zum Feilhalten und Anbieten der gewerblichen Erzeugniſſe oder Dienfte 
auf Straßen oder an anderen öffentlichen Orten außer der gewöhnlichen Markt— 
zeit oder außerhalb der zum Marktverkehr beſtimmten Plaͤtze bedarf es der beſon⸗ 
deren Erlaubniß der Ortspolizei⸗Obrigkeit. 

$. 60. 

In Anſehung der Befugniß der Gewerbtreibenden mit kaufmaͤnniſchen 
Rechten, auch im Umherreiſen entweder ſelbſt, oder durch Gehuͤlfen, Waaren— 
beſtellungen zu ſuchen oder zum Behufe des Wiederverkaufs Waaren aufzukau⸗ 
fen, behaͤlt es bei den beſtehenden Vorſchriften ſein Bewenden; es ſoll jedoch 
dieſe Befugniß fortan nirgends mehr davon abhaͤngig ſein, daß der Gewerb— 
treibende oder der Gehuͤlfe einer der chriſtlichen Kirchen angehört. 

„. 61. 

„Die Befugniſſe zum Gewerbebetriebe koͤnnen durch Stellvertreter aus— 
geuͤbt werden; dieſe muͤſſen jedoch nicht nur den für den ſelbſtſtaͤndigen Gewerbe— 
betrieb im Allgemeinen, ſondern auch den fuͤr das in Rede ſtehende Gewerbe 
insbeſondere vorgeſchriebenen Erforderniſſen genuͤgen. 

$. 62. 

Nach dem Tode eines Gewerbetreibenden darf das Gewerbe fuͤr Rech— 
nung der Wittwe während des Wittwenſtandes, oder, wenn minderjährige Erben 
vorhanden ſind, fuͤr deren Rechnung durch einen nach H. 61. qualifizirten Stell⸗ 
vertreter betrieben werden, inſofern die uͤber den Betrieb einzelner Gewerbe bes 
ſtehenden beſonderen Vorſchriften nicht ein Anderes anordnen. Daſſelbe gilt 
während der Dauer einer Kuratel oder Nachlaßregulirung. ö 


$. 63. 

Inwiefern für die in den H. 51. bis 54. bezeichneten Perſonen eine 
Stellvertretung zuläffig iſt, hat in jedem einzelnen Falle die Behörde zu beftim- 
men, welcher die Anſtellung oder Konzeſſionirung zuſteht. 

Bei den im $. 55. bezeichneten Gewerben iſt der Betrieb durch Stellver: 
treter nicht ſtatthaft. 

§. 64. 

Neue Realgewerbeberechtigungen duͤrfen fortan nicht mehr begruͤndet 

werden. N 
§. 65. 

Die zur Zeit noch beſtehenden Realgewerbeberechtigungen koͤnnen auf eine 

andere geſetzlich qualifizirte Perſon in der Art uͤbertragen werden, daß der Er— 
werber die Gewerbeberechtigung fuͤr eigene Rechnung ausuͤben darf. 
Hr $. 66. 


Bei Ertheilung der polizeilichen Genehmigung zu einer gewerblichen An⸗ 
lage der in den HH. 27. 37. und 38. bezeichneten Arten, ingleichem zur Anlegung 
von Apotheken und von Privatkranken⸗ und Privat⸗Irrenanſtalten, ſowie zu Schau⸗ 

(Nr, 25410 ſpiel⸗ 
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ſpielunternehmungen kann von der genehmigenden Behörde den Umſtaͤnden nach 
eine Friſt feſtgeſetzt werden, binnen welcher die Anlage oder das Unternehmen bei 
Vermeidung des Erloͤſchens der Genehmigung begonnen und ausgefuͤhrt, und 
der Gewerbebetrieb angefangen werden muß. Iſt eine ſolche Friſt nicht beſtimmt, 
ſo erliſcht die ertheilte Genehmigung, wenn der Inhaber nach Empfang derſelben 
ein ganzes Jahr verſtreichen laͤßt, ohne davon Gebrauch zu machen. 

Eine Verlaͤngerung der Friſt kann von der Behoͤrde bewilligt werden, ſo— 
bald erhebliche Gruͤnde nicht entgegenſtehen. 

$. 67. 

Hat der Inhaber einer ſolchen Genehmigung (F. 66.) feinen Gewerbe— 
betrieb während eines Zeitraums von drei Jahren eingeſtellt, fo erliſcht dieſelbe. 
$. 68. 

Auf die Inhaber der bereits vor dem Erſcheinen des gegenwaͤrtigen Ge— 
ſetzes ertheilten Konzeſſionen finden die in den HH. 66. und 67. beſtimmten Friſten 
ebenfalls Anwendung, jedoch mit der Maßgabe, daß dieſe Friſten von dem Tage 
der Verkuͤndung des Geſetzes an zu laufen anfangen. 

$. 69. 

Wegen uͤberwiegender Nachtheile und Gefahren fuͤr das Gemeinwohl 
kann die fernere Benutzung einer jeden gewerblichen Anlage zu jeder Zeit unter⸗ 
ſagt werden. Doch muß dem Beſitzer alsdann, fuͤr den erweislichen wirklichen 
Schaden, Erſatz geleiſtet werden. ; 

$. 70. 

Die Beſtimmung des H. 69. findet auch auf die zur Zeit der Verkuͤndung 
des gegenwaͤrtigen Geſetzes bereits vorhandenen gewerblichen Anlagen Anwen— 
dung; doch entſpringt aus der Unterſagung der fernern Benutzung kein Anſpruch 
auf Entſchaͤdigung, wenn die fruͤher ausdruͤcklich oder ſtillſchweigend ertheilte 
Konzeſſion nach den bisher gültigen Geſetzen ohne Entſchaͤdigung hätte wider: 
rufen werden koͤnnen. 

ö 8 . 

Die in den H. 42. bis 52. und $. 55. erwähnten Konzeſſionen, Appro⸗ 
bationen und Beſtallungen können von der Verwaltungsbehoͤrde zurückgenommen 
werden, wenn die Unrichtigkeit der Nachweiſe dargethan wird, auf deren Grund 
ſolche ertheilt worden, oder wenn aus Handlungen oder Unterlaſſungen des In— 
habers der Mangel der erforderlichen, und bei Ertheilung der Konzeſſion u. ſ. w. 
vorausgeſetzten Eigenſchaften klar erhellet. Inwiefern durch die Handlungen 
oder Unterlaſſungen eine Strafe verwirkt iſt, bleibt der richterlichen Beurtheilung 
uͤberlaſſen. 

§. 72. 

Die Gruͤnde der beabſichtigten Zuruͤcknahme der Konzeſſion u. ſ. w. 

($. 71 find dem Betheiligten bekannt zu machen und vollſtaͤndig zu eroͤrtern, 
i die 
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die Verhandlungen aber ſodann mit der Vertheidigung deſſelben der Regierung 
zur Abfaſſung eines Plenarbeſchluſſes vorzulegen. 
73 5 


6 Faͤllt der Beſchluß für die Zuruͤcknahme aus, fo iſt der danach mit 
* auszufertigende Beſcheid dem Betheiligten zu eröffnen. Gegen dieſen 
f eſcheid iſt der Rekurs an das kompetente Miniſterium zuläffig; der Rekurs 
nuß jedoch bei Verluſt deſſelben binnen zehn Tagen, von der Eroͤffnung des 
Beſcheides an gerechnet, angemeldet werden. 
§. 74. 8 

Dem Ermeſſen der Regierung bleibt uͤberlaſſen, in dringenden Faͤllen die 
Ausübung des Gewerbes entweder ſogleich bei Einleitung des Verfahrens ($. 72.) 
oder im Laufe deffelben zu ſuspendiren. 


Titel IV. 


Marktverkehr. 
$. 75. 
Der Beſuch der Meſſen, Jahr- und Wochenmaͤrkte, ſowie der Kauf 
und Verkauf auf denſelben, ſteht einem Jeden mit gleichen Befugniſſen frei. 
eſchraͤnkungen hierin gegen Auslaͤnder als Erwiederung der im Auslande 
gegen dieſſeitige Unterthanen angeordneten Befchränkungen bleiben den Miniſte— 
rien vorbehalten. 5 
$. 76. 

Die Miniſterien ſind befugt, die Zahl, Zeit und Dauer der Maͤrkte feſt⸗ 
zuſetzen. Dem Marktberechtigten ſteht gegen eine ſolche Anordnung kein Wiber- 
ſpruch zu; ein Entſchaͤdigungs-Anſpruch gebührt demſelben nur dann, wenn 
durch die Anordnung die Zahl der bis dahin abgehaltenen Märkte vermindert 
wird, und eine groͤßere Zahl ausdruͤcklich und unwiderruflich verliehen war. 
Gemeinden, welche einen Entſchaͤdigungsanſpruch geltend machen wollen, muͤſſen 
— 0 nachweiſen, daß ihr Recht auf einem ſpeziellen laͤſtigen Titel ſich 
gruͤndet. 

e 

Der Marktverkehr darf in keinem Falle mit andern als ſolchen Abgaben 
befaftet werden, welche eine Vergütung für den uͤberlaſſenen Raum und den 
Gebrauch von Buden und Geraͤthſchaften bilden. In den Beſtimmungen dar 
über, ob und in welchem Umfange Abgaben dieſer Art erhoben werden duͤrfen, 
wird durch gegenwaͤrtiges Geſetz nichts geaͤndert. 


$. 78. 
Gegenſtaͤnde des Wochenmarkt-Verkehrs ſind: 
1) rohe Naturerzeugniſſe, mit Ausſchluß des größeren Viehs; 
(Nr. 2341.) 2) Fu: 


u a 


2) Fabrikate, deren Erzeugung mit der Land- und Forſtwirthſchaft oder der 
Fiſcherei in unmittelbarer Verbindung ſteht, oder zu den Nebenbeſchaͤfti⸗ 
gungen der Landleute der Gegend gehoͤrt, oder durch Tageloͤhnerarbeit 
bewirkt wird, mit Ausſchluß der Getraͤnke; 

3) friſche Lebensmittel aller Art.“ 

Jede Regierung hat unter Genehmigung der Miniſterien ein Verzeich⸗ 
niß der Gegenſtaͤnde bekannt zu machen, welche hiernach oder nach Orts— 
Gewohnheit und Beduͤrfniß in ihrem Bezirk uͤberhaupt oder an gewiſſen Orten 
zu den Wochenmarkts-Artikeln gehören. 

$. 79. 

Einrichtungen, nach welchen der Einkauf von Lebensmitteln auf Wochen⸗ 
märkten einzelnen Klaſſen von Kaͤufern nicht waͤhrend der ganzen Dauer des 
Marktes, ſondern nur waͤhrend einer gewiſſen Zeit geſtattet wird, duͤrfen nur 
dann fortbeſtehen, wenn ihre Beibehaltung in Ruͤckſicht auf oͤrtliche Gewohnhei— 
ten und Beduͤrfniſſe von der Regierung genehmigt wird. 

N $. 80. 

Gegenſtaͤnde, welche an ſich zum Marktverkehr gehören und von außerhalb 
zum Marktort gebracht werden, duͤrfen an Markttagen an keinen andern, als an 
den fuͤr den Markt beſtimmten, von der Ortsbehoͤrde in genuͤgendem Umfange 
anzuweiſenden Plaͤtzen, auch nicht vor oder in den Thoren gekauft werden. Naͤ⸗ 
here Beſtimmungen hieruͤber bleiben den einzelnen Marktordnungen vorbehalten. 

$. 81. 

Von der Beſtimmung des F. 80. find diejenigen Gegenſtaͤnde ausgenom— 
men, welche taͤglich zum Verkauf in Haͤuſern und auf den Straßen umhergetra— 
gen werden duͤrfen. (H. 86.) Auch bleibt der Verkauf aus beſonderen Lokalen 
zulaͤſſig. 

§. 82. 

Auf Jahrmaͤrkten dürfen außer den im $. 78. benannten Gegenſtaͤnden 
auch Suͤdfruͤchte und auslaͤndiſche Gewuͤrze, ingleichen Fabrikate aller Art feil 
gehalten werden. 

8 $. 83. 

Der Verkauf von Getraͤnken und zubereiteten Speiſen zum Genuß auf 
der Stelle darf auf Jahrmaͤrkten nur nach Maßgabe der örtlichen Gewohnheiten 
und Beduͤrfniſſe geſtattet werden. 

$. 84. 

In den Graͤnzen der Beſtimmungen der H. 76. bis 83. kann die Polizei⸗ 
Obrigkeit unter Genehmigung der Regierung die Marktordnung nach dem oͤrt— 
lichen Beduͤrfniß feſtſetzen, namentlich auch für das Feilbieten von gleichartigen 
Gegenſtaͤnden den Platz, und fuͤr das Feilbieten im Umhertragen, mit oder ohne 
Ausruf, die Tageszeit und die Gattung der Waaren. beſtimmen. 

§. 85. 


— u — 


$. 85. 

Die Beſtimmungen der Hh. 76. 77. 79. 80. 81. und 84. finden auch 
auf diejenigen Maͤrkte Anwendung, welche an einzelnen Orten bei beſonderen 
elegenheiten oder fuͤr einzelne Gattungen von Gegenſtaͤnden gehalten werden, 
3. B. Weihnachtsmärkte, Woll—, Vieh-, Butter-, Garn⸗, Leinwandmaͤrkte u. d. m. 
Hinſichtlich der Gegenſtaͤnde, welche auf dergleichen Maͤrkten feil gehalten, 
und der Verkäufer, welche darauf zugelaſſen werden dürfen, bleibt es bei der 
isherigen Obſervanz. Erweiterungen dieſes Marktverkehrs koͤnnen von der 

Regierung nach Vernehmung der Kommunalbehoͤrde angeordnet werden. 


$. 86. 
Inwiefern ſolche Erzeugniſſe, welche nach $. 78. Gegenſtaͤnde des Wochen— 
markt⸗Verkehrs ſind, auch außer der Marktzeit auf offener Straße, oder in Fahr: 
zeugen auf öffentlichen Gewaͤſſern feil gehalten, oder zum Verkauf in Haͤuſern 
umhergetragen werden duͤrfen, iſt nach dem oͤrtlichen Beduͤrfniſſe und nach den 
orſchriften für den Gewerbebetrieb im Umherziehen von der Ortspolizei-Obrig⸗ 
eit zu beſtimmen. 


= 


H. 87. 
Beſchraͤnkungen des Verkehrs mit den zu Meſſen und Maͤrkten gebrach⸗ 
ten aber unverkauft gebliebenen Gegenſtaͤnden werden hierdurch aufgehoben. Der 
inzelnverkauf ſolcher Gegenftände außer der Marktzeit iſt jedoch nur unter den- 
elben Bedingungen zulaͤſſig, unter welchen derſelbe ſtatthaft ſein wuͤrde, wenn 
die Gegenftände nicht auf den Markt gebracht waͤren. a 


Titel V. 
Taxen. 


$. 88. 
Polizeiliche Taxen ſollen, ſoweit nicht ein Anderes nachſtehend angeordnet 
worden, kuͤnftig nicht vorgeſchrieben werden; da, wo ſolche gegenwaͤrtig beſtehen, 
ind dieſelben in einer von der Ortspolizei-Obrigkeit zu beſtimmenden, hoͤchſtens 
einjaͤhrigen Friſt aufzuheben. 


$. 89. 
Brodtaxen können an einzelnen Orten, wenn und ſo lange dies durch be- 
ſondere Umſtände gerechtfertigt erſcheint, mit Genehmigung der Miniſterien bei- 
behalten oder eingefuͤhrt werden. ö 


$. 90. 

l Die Ortspolizei-Obrigkeit iſt ermaͤchtigt, die Baͤcker anzuhalten, monatlich 

die Preiſe und das Gewicht ihrer verſchiedenen Backwaaren durch einen Anſchlag 

um Verkaufslokal zur Kenntniß des Publikums zu bringen. 
10 
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$. 91. 

Die Gaſtwirthe können durch die Ortspolizei⸗Obrigkeit angehalten wer⸗ 
den, das Verzeichniß der von ihnen geſtellten Preiſe einzureichen und in den 
Gaſtzimmern anzuſchlagen. Dieſe Preiſe duͤrfen zwar mit jedem Monat ab⸗ 
geändert werden, bleiben aber fo lange in Kraft, bis die Abaͤnderung der Polizei— 
Obrigkeit angezeigt, und das abgeaͤnderte Verzeichniß in den Gaſtzimmern an⸗ 
geſchlagen iſt. 

5. 92. 

Fuͤr Schornſteinfeger und Abdecker koͤnnen innerhalb der denſelben ange⸗ 
wieſenen Bezirke von der Ortspolizei-Obrigkeit, oder, wenn der angewieſene Be⸗ 
zirk mehr als eine Ortſchaft umfaßt, von dem Landrathe Taxen aufgeſtellt wer⸗ 
den. Ingleichem iſt die Ortspolizei-Obrigkeit befugt, zur Aufſtellung von Taxen 
fuͤr Lohnlakaien und andere Perſonen, welche auf oͤffentlichen Straßen und 
Plaͤtzen oder in Wirthshaͤuſern ihre Dienſte anbieten (H. 49.), ſowie für die Be— 
nutzung von Wagen, Pferden, Saͤnften, Gondeln und andern Transportmitteln, 
welche öffentlich zum Gebrauch aufgeftellt find. 

§. 93. 

Hinſichtlich der Taxen fuͤr die Medizinalperſonen und Apotheker, ſowie 
der Taxen für rohe Bergwerkserzeugniſſe wird durch gegenwaͤrtiges Geſetz nichts 
geaͤndert. 

Ein Gleiches gilt in Anſehung der in den $$. 51. und 52. bezeichneten 
Perſonen. Fuͤr dieſe ſind die Miniſterien befugt, auch da Taxen einzufuͤhren, 
wo dergleichen bisher nicht beſtanden. 


Titel VI. 
Innungen von Gewerbetreibenden. 
$. 94. 


Cältere Innungen) dauern ferner fort. Doch ſoll die Befugniß zum Betrieb N 
eines Gewerbes, für welches in dem Orte oder Diſtrikte eine ſolche Korporation 


Soweit aber der Erwerb der kaufmaͤnniſchen Rechte nach den beſtehenden 


3 
1. 
1 


Vorſchriften durch den Beitritt zur kaufmaͤnniſchen Korporation bedingt iſt, be⸗ 


(Innung) beſteht, von dem Beitritt zu derſelben nirgends abhaͤngig ſein. ö 


haͤlt es dabei ſein Bewenden. 
§. 95. 

Die Statuten der älteren Innungen (F. 94.) ſollen einer Reviſion unter- 
worfen und mit Beruͤckſichtigung der Vorſchriften der HH. 10 1. bis 117. ſoweit 
es noͤthig iſt, abgeaͤndert werden. Dieſe Abaͤnderung kann auch dahin gehen, 
daß mehrere getrennte Innungen zu einer gemeinſamen Innung vereinigt werden. 

s Die 


— 9 — 


Die Feſtſtellung und Beſtaͤtigung der revidirten Statuten erfolgt durch 
die Miniſterien. Verweigert eine Innung die Annahme der revidirten Statuten, 
ſo wird dieſelbe aufgeloͤſt. e 

§. 96. 

Die Mitglieder der gegenwärtig beſtehenden Innungen konnen nach voll⸗ 
ſtaͤndiger Erfuͤllung ihrer Verpflichtungen ausfcheiden, und duͤrfen das Gewerbe 
nach dem Austritte fortſetzen. 

§. 97. 
Eine ſolche Innung kann ſich durch eigenen Beſchluß nur dann aufloͤſen, 
wenn zwei Drittheile der ſtimmberechtigten Mitglieder dafür ſtimmen, die Be- 
richtigung der vorhandenen Schulden ſicher geſtellt iſt und die Auflöfung von der 
egierung genehmigt wird. 
$. 98. 

Gegen ihren Willen kann eine Innung außer dem am Schluſſe des $. 95. 

erwaͤhnten Falle nur aus überwiegenden Gründen des Gemeinwohls durch die 
iniſterien aufgehoben werden. 
§. 99. 

Im Falle der Aufloͤſung einer Innung muß das Vermoͤgen zuvoͤrderſt 
zur Berichtigung ihrer Schulden und zur Erfüllung ihrer ſonſtigen Verpflichtun⸗ 
gen verwendet werden. Der ſodann verbleibende Ueberſchuß iſt zunaͤchſt zur 
Befriedigung der etwa vorhandenen Entſchaͤdigungsanſpruͤche für aufgehobene 
ausſchließliche Berechtigungen einzelner Mitglieder ($. 10.) zu verwenden. So— 
weit der Ueberſchuß dazu nicht erforderlich und in den Statuten nicht ein An— 
deres ausdrücklich beſtimmt iſt, wird derſelbe der Gemeinde, in welcher die 
Aufgelöfte Innung ihren Sitz hatte, zur Benutzung fuͤr gemeinnuͤtzige Zwecke 

erwieſen; die Verwendung kann nach dem Ermeſſen der Gemeinde auch zur 
ezahlung derjenigen Schulden anderer aufgelöfter Innungen erfolgen, welche 
aus deren Vermoͤgen nicht gedeckt werden. 
§. 100. 5 
Werden mehrere Innungen zu einer gemeinſamen Innung vereinigt 
S. 95.), ſo kann das Vermoͤgen derſelben mit ihrer Einwilligung der neuen 
mung uͤberwieſen werden. Soweit eine Vereinbarung uͤber das Vermoͤgen 
er ſeither getrennten Innungen nicht erreicht wird, iſt nach den Vorſchriften 
des F. 99. zu verfahren. 
$. 101. 


II. Neue In⸗ 


Diejenigen, welche an demſelben Orte gleiche oder verwandte Gewerbe nungen. 


ſelbſiſtaͤndig betreiben, können zu einer Innung zuſammentreten. Die Bildung 

einer ſolchen neuen Innung iſt jedoch fuͤr diejenigen Gewerbe, fuͤr welche am 

"te eine ältere Innung beſteht, nur dann zuläffig, wenn die ältere Innung 
Aufgelöft oder mit der neuen Innung verſchmolzen wird. 
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Neue Innungen erlangen durch die Betätigung ihrer Statuten die Rechte 
einer Korporation. Ausſchließliche Gewerbeberechtigungen duͤrfen denſelben nie— 
mals beigelegt werden. 

$. 102. 

Zur Bildung einer Innung find erforderlich: in den Städten Berlin, 
Breslau, Koͤnigsberg, Danzig, Elbing, Poſen, Potsdam, Frankfurt, Stettin, 
Stralſund, Magdeburg, Halberſtadt, Halle, Erfurt, Muͤnſter, Köln, Duͤſſel— 
dorf, Elberfeld, Barmen, Krefeld, Aachen, Koblenz und Trier 24 Perſonen, 
welche ihr Gewerbe bereits ein Jahr hindurch ſelbſtſtaͤndig betrieben oder einer 
aufgeloͤſten aͤlteren Innung angehoͤrt haben, in allen uͤbrigen Orten 12 der— 
gleichen Perſonen. 

Die Miniſterien ſind jedoch ermaͤchtigt, nach Umſtaͤnden die Bildung von 
Innungen auch bei einer geringeren Zahl von Theilnehmern zu genehmigen, an— 
dererſeits auch in kleineren Staͤdten die geringſte Zahl der Theilnehmer bis auf 
24 zu erhoͤhen, ingleichem zu geſtatten, daß die Gewerbetreibenden mehrerer Ort— 
ſchaften zu einer gemeinſchaftlichen Innung ſich verbinden. 


§. 103. 
Von der Theilnahme an der Bildung einer Innung ſind ausgeſchloſſen 
diejenigen, 

1) welche wegen eines von ehrloſer Geſinnung zeugenden Verbrechens, ins— 
beſondere wegen Meineides, Raubes, Diebſtahls oder Betrugs verurtheilt 
worden ſind, 

2) welche in Kriminalunterſuchung oder in Konkurs ſich befinden, oder 

3) welchen die Befugniß zum Gewerbebetriebe eine Zeit lang entzogen war; 
dieſe koͤnnen jedoch von der Kommunalbehoͤrde zugelaſſen werden, wenn 
ſie ſich deſſen durch ihr nachheriges Verhalten wuͤrdig gezeigt haben. 

Auch iſt die Kommunalbehoͤrde ermaͤchtigt, diejenigen auszuſchließen, 
welche in irgend einer Kriminalunterſuchung nur vorläufig freigefprochen wor— 
den ſind, oder ſich durch einzelne Handlungen oder durch ihre Lebensweiſe die 
öffentliche Verachtung zugezogen haben. 


§. 104. 

Der Zweck der neu zu gruͤndenden Innungen (F. 101.) beſteht in der 
Foͤrderung der gemeinſamen gewerblichen Intereſſen; inſonderheit ſollen die 
Innungen ö 

1) die Aufnahme, die Ausbildung und das Betragen der Lehrlinge, Geſel— 
len und Gehuͤlfen der Innungsgenoſſen beaufſichtigen, 
2) die Verwaltung der Kranken-, Sterbe-, Huͤlfs- und Sparkaſſen der In⸗ 
nungsgenoſſen leiten, 
3) der Fuͤrſorge für die Wittwen und Waiſen der Innungsgenoſſen, nament- 
lich 


a ’ WE 


lich durch Förderung der Erziehung und des gewerblichen Fortkommens 
der Waiſen ſich unterziehen. f 
a . 105, 

Die Leitung der Vorberathungen wegen Errichtung einer Innung ſteht 
der Kommunalbehoͤrde unter Aufſicht der Regierung, die Feſtſtellung und Be⸗ 
ſtaͤtigung der Statuten aber den Miniſterien zu. 

f $. 100. 

In den Statuten ſind die Bedingungen der Aufnahme in die Innung, 
die Rechte und Pflichten der Mitglieder, fo wie die Gründe, aus denen ihre 
Ausſchließung erfolgen kann, ingleichem die Einrichtungen fuͤr die Verwaltung 
der gemeinſchaftlichen Angelegenheiten feſtzuſetzen und dabei die Antraͤge der 
Gewerbetreibenden, welche zu einer Innung zuſammentreten wollen, beſonders 
zu beruͤckſichtigen. 
| $. 107. 

Denjenigen, welche nach den Beſtimmungen des F. 103. unter 1. und 
2. von der Theilnahme an der Bildung einer neuen Innung unbedingt ausge 
ſchloſſen ſind, darf auch der Eintritt in eine bereits gebildete Innung nicht ge⸗ 
ſtattet werden. In den Fällen, in welchen nach H. 103, die Kommunalbehoͤrde 
bei der Bildung einer neuen Innung uͤber die Zulaſſung oder Ausſchließung zu 
beftimmen befugt ift, hat über die Aufnahme in eine bereits gebildete Innung 
die Innung ſelbſt zu beſchließen; zu dem Beſchluſſe iſt jedoch, wenn dadurch die 

ufnahme ausgeſprochen wird, die Zuſtimmung der Kommunalbehoͤrde er— 
forderlich. 

$. 108, 
Jedes neu aufzunehmende Mitglied muß die Befähigung zum Betriebe 
ſeines Gewerbes beſonders nachweiſen. 

Die Pruͤfungszeugniſſe der für einzelne Gewerbe angeordneten Prüfungs- 
Behörden, der Ober-Baudeputation oder des techniſchen Gewerbeinſtitutes, ſowie 

le von der Akademie der Künfte uͤber die Aufnahme und Einſchreibung bei der— 
ſelben ausgefertigten Diplome find als genuͤgender Nachweis der Befaͤhigung 
zum Betriebe der Gewerbe, uͤber welche ſie ausgeſtellt ſind, anzuſehen. Auch 
es Mitglieder älterer Innungen keines beſonderen Nachweiſes der Be— 
igung. 

In allen anderen Faͤllen muß das aufzunehmende Mitglied ſeine Befaͤhi— 
gung durch eine nach den Beſtimmungen des Titels VIII. abgelegte Pruͤfung 
nachweiſen. 

Dieſe Pruͤfung kann jedoch denjenigen, die das Gewerbe an demſelben 
oder an einem andern Orte ſchon einige Zeit hindurch mit Auszeichnung ſelbſt— 
ſtaͤndig betrieben haben, durch einen Beſchluß der Innung erlaſſen werden; zu 
dieſem Beſchluſſe iſt jedoch bei den im $. 131. genannten Gewerben die Zuſtim⸗ 

(Nr. 2544.) mung 


mung der Prüfungsbehörde ($$. 162. 167.), bei allen anderen Gewerben die 
Genehmigung der Kommunalbehoͤrde erforderlich. 


$. 109. 
Die $$. 107. 108. finden auf die kaufmaͤnniſchen Korporationen keine 
Anwendung; in Anſehung dieſer bewendet es bei den beſtehenden Vorſchriften. 


$. 110. 
Bei der Aufnahme in eine Innung iſt die Erhebung eines maͤßigen An— 
trittsgeldes zulaͤſſig, deſſen Betrag durch das Statut und zwar fuͤr alle Genoſſen 
der Innung gleichmaͤßig feſtgeſetzt werden muß. 


$. 111. f 

Der Beitritt zu einer Innung ſchließt die Befugniß nicht aus, zugleich 
ſolche Gewerbe, fuͤr welche die Innung nicht gebildet iſt, zu betreiben, ſowie an 
anderen Innungen Theil zu nehmen. Es kann jedoch einem Gewerbetreibenden 
der Zutritt zu einer außerhalb ſeines Wohnorts beſtehenden Innung nur dann 
geſtattet werden, wenn an ſeinem Wohnorte fuͤr das von ihm betriebene Gewerbe 
eine Innung nicht vorhanden iſt. 

Fenn RE 

Jede Innung muß einen oder mehrere Vorſteher haben, welche von den 

Mitgliedern zu wählen und durch die Kommunalbehoͤrde zu beftätigen find. 


$. 113. 

Jeder Berathung der Innung muß ein Mitglied der Kommunalbehoͤrde 
beiwohnen, um uͤber die Geſetzmaͤßigkeit der Beſchluͤſſe zu wachen. Daſſelbe 
darf kein Gewerbe derjenigen Art betreiben, für welche dieſe Innung gebildet iſt. 


$. 114. 

Der Maßſtab, nach welchem laufende Beitraͤge der Innungsgenoſſen aus— 
zuſchreiben ſind, und die beſonderen Folgen, welche an die Nichtentrichtung der— 
ſelben ſich knuͤpfen, ſind in den Statuten feſtzuſtellen. Insbeſondere kann darin 
auch die exekutiviſche Beitreibung dieſer Beitraͤge im Verwaltungswege und das 
dabei Statt findende Verfahren beſtimmt werden. 

Die Hoͤhe und die Verwendung der Beitraͤge, ſowie die Verwaltung des 
Etats⸗, Kaſſen⸗ und Rechnungsweſens, wird durch Beſchluͤſſe der Innung unter 
Aufſicht der Kommunalbehoͤrde geordnet. 

BR RW 

Nur diejenigen Mitglieder der Innung, welche ihr Gewerbe während 
des vorhergehenden Jahres ſelbſtſtaͤndig betrieben haben, find berechtigt, bei den 
Beſchluͤſſen mitzuſtimmen. 

Durch die Statuten kann das Stimmrecht von einem gewiſſen Umfange 
des Gewerbebetriebes abhaͤngig gemacht oder verſchiedenartig abgeſtuft werden. 

i §. 116. 


— 


$. 116. 
Der Austritt aus der Innung iſt unter der im $. 96. bezeichneten Be⸗ 
dingung geftattet. 

§. 117. 

Ein Mitglied, welches ſich ſolcher Handlungen oder Verbrechen ſchuldig 
macht, die nach Vorſchrift des F. 107. von der Aufnahme in eine Innung 
unbedingt ausſchließen wuͤrden, muß aus der Innung ausſcheiden. Auch kann 
unter denſelben Vorausſetzungen, unter denen nach $. 107. die Aufnahme ver⸗ 
ſagt werden darf, ein Mitglied durch Beſchluß der Innung, unter Zuſtimmung 
er Kommunalbehoͤrde, wieder ausgeſtoßen werden. 

Die Befugniß zum ferneren Betriebe des Gewerbes iſt jedoch von dem 
Verluſt der Mitgliedſchaft nicht abhaͤngig. 

ö §. 118. 

Aus denjenigen, welche an demſelben Orte gleiche oder verwandte Ge— 
werbe ſelbſtſtaͤndig betreiben, kann auf Grund eines Gemeindebeſchluſſes, im 
Einverſtaͤndniſſe mit der betheiligten Innung, oder, wenn eine ſolche nicht vor— 
handen iſt, nach Anhoͤrung betheiligter Gewerbetreibenden, eine Innung auch in 
der Art gebildet werden, daß derſelbe alle Gewerbetreibende dieſer Gattung ohne 
e der Befaͤhigung lediglich durch den Beginn ihres Gewerbes an— 
gehören, 

Ausgenommen hiervon find diejenigen, 
1) welche ausdruͤcklich erklärt haben, der Innung nicht beitreten oder aus 
derſelben ausſcheiden zu wollen, oder 
2) welche wegen Verbrechen oder unwuͤrdiger Handlungen durch Beſchluß 
der Innung, unter Zuſtimmung der Kommunalbehoͤrde, ausgeſchloſſen 
worden ſind. 
F. 119. 

In den Innungen dieſer Art (§. 118.) ſteht Stimmrecht und Theil⸗ 
nahme an der Verwaltung denjenigen Mitgliedern nicht zu, 

1) welche ihre Befähigung zum Betriebe des Gewerbes nicht nach F. 108. 

nachgewieſen haben, N 

2) welche wegen eines von ehrloſer Geſinnung zeugenden Verbrechens ins— 
beſondere wegen Meineides, Raubes, Diebſtahls oder Betrugs verurtheilt 

worden ſind, oder 5 

3) welche in Kriminalunterſuchung oder in Konkurs ſich befinden. 
Auch koͤnnen von dem Stimmrechte und der Theilnahme an der Ver— 
waltung durch Beſchluß der Innung, unter Zuſtimmung der Kommunalbehoͤrde 
iejenigen ausgeſchloſſen werden, 
a) welchen die Befugniß zum Gewerbebetriebe eine Zeit lang entzogen war, 


oder 
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bl — N 


eine beſon⸗ 
dere Auf⸗ 
nahme nicht 
3 
iſt. 
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b) welche in irgend einer Kriminalunterſuchung nur vorläufig freigeſprochen 
worden ſind, oder ſich durch einzelne Handlungen oder durch ihre Lebens— 
weiſe die oͤffentliche Verachtung zugezogen haben. 

§. 120. 


3) Gemein⸗ Die Gewerbetreibenden, welche zu einer Innung zuſammentreten wollen, 

ee koͤnnen bei Aufftellung der Statuten von den Vorſchriften der H. 101. ff. nur 
inſoweit abweichen, als die Gemeinde damit einverſtanden iſt, und die im §. 170. 
beſtimmten Graͤnzen nicht uͤberſchritten werden. a 

Ein Gleiches findet Statt, wenn bei Abaͤnderung beſtehender Statuten 
dergleichen Abweichungen herbeigefuͤhrt werden ſollen. 

Fan 

Die Statuten der umgebildeten aͤlteren, ſowie der neugebildeten Innun⸗ 
gen, koͤnnen auf den Antrag der Betheiligten oder im Öffentlichen Intereſſe von 
Amtswegen jederzeit revidirt und unter Beſtaͤtigung der Miniſterien abgeaͤndert 
werden. 

Wegen Auflöfung dieſer Innungen durch Beſchluß der Mitglieder oder 
nach Anordnung der Miniſterien finden dieſelben Vorſchriften Anwendung, welche 
in den $$. 97. bis 99. uͤber die Aufloͤſung der zur Zeit beſtehenden Innungen 
enthalten ſind. 

„42. 

Streitigkeiten uͤber die Aufnahme und Ausſchließung von Mitgliedern, 
ſowie uͤber die Rechte und Pflichten derſelben und der Vorſtaͤnde, ſind von der 
Kommunalbehoͤrde zu entſcheiden. Gegen dieſe Entſcheidung ſteht der Rekurs 
an die Regierung offen, welcher binnen einer praͤkluſiwiſchen Friſt von vier 
Wochen bei der Kommunalbehoͤrde anzumelden iſt. 

§. 123. 

Die Innungen oder deren Vorſteher ſind vorzugsweiſe berufen, ſachver— 
ſtaͤndige Gutachten in Angelegenheiten ihrer Gewerbe abzugeben. In den ge⸗ 
ſetzlichen Vorſchriften uͤber die Auswahl von Sachverftändigen in Prozeſſen wird 
hierdurch nichts geaͤndert. 

$. 124. 

Geſellſchaften zum Gewerbebetriebe auf gemeinſchaftliche Rechnung oder 
zur gemeinſchaftlichen Benutzung gewerblicher Anlagen und Einrichtungen ſind 
nicht nach den Beſtimmungen dieſes Titels zu beurtheilen. 


Titel VII. 
Gewerbegehuͤlfen, Geſellen, Fabrikarbeiter und Lehrlinge. 
1. Befugniß, F. 125. 
een in Wer befugt iſt, ein ſtehendes Gewerbe ſelbſtſtaͤndig zu betreiben, hat auch 


baten zu das Recht, Gehuͤlfen und Geſellen zu halten. 
alten. $. 126. 


re 


$. 126. 

Die Befugniß, Lehrlinge zu halten, ſteht einem Jeden zu, der zum ſelbſt⸗ 
ſtaͤndigen Betriebe eines ſtehenden Gewerbes befugt iſt, ſoweit nicht die Beſtim⸗ 
mungen der HH. 127. bis 132. Beſchraͤnkungen enthalten. 

5 $. 127. 
Von der Befugniß, Lehrlinge zu halten, ſind ausgeſchloſſen diejenigen, 
1) welche wegen eines von ehrloſer Geſinnung zeugenden Verbrechens, ins⸗ 
beſondere wegen Meineides, Raubes, Diebſtahls oder Betrugs verurtheilt 

worden ſind, j 

Y welche in Kriminalunterſuchung oder in Konkurs ſich befinden, oder 
3) welchen die Befugniß zum Gewerbebetriebe eine Zeit lang entzogen war; 
dieſen kann jedoch von der Kommunalbehoͤrde die Annahme von Lehr⸗ 
lingen geſtattet werden, wenn ſie ſich deſſen durch ihr nachheriges Ver⸗ 
halten wuͤrdig gezeigt haben. 
$. 128. 

Die Kommunalbehoͤrde iſt ermächtigt, vorbehaltlich des Rekurſes an die 
Regierung, diejenigen von der Befugniß, Lehrlinge zu halten, auszuſchließen, 
welche in irgend einer Kriminalunterſuchung nur vorlaͤufig freigeſprochen worden 
ſind, oder ſich durch einzelne Handlungen oder durch ihre Lebensweiſe die oͤffent⸗ 
liche Verachtung zugezogen haben. 

1 §. 129. 

Durch Beſchluß der Regierung kann Gewerbetreibenden, welche ſich 
grober Pflichtwidrigkeiten hinſichtlich der ihnen anvertrauten Lehrlinge ſchuldig 
gemacht, oder nach erfolgter Beſtrafung zu neuen begruͤndeten Beſchwerden 

nlaß gegeben haben, die Befugniß, Lehrlinge zu halten, fuͤr immer oder auf 
gewiſſe Zeit entzogen werden. 

Gegen einen ſolchen Beſchluß der Regierung iſt nur der Rekurs an die 
Miniſterien zulaͤſſig. 

$. 130, 

In den Fällen, in denen nach den H. 127. bis 129. die Ausſchließung 
von der Befugniß, Lehrlinge zu halten, Statt findet, darf der Lehrherr auch 
ie bereits angenommenen Lehrlinge nicht ferner beibehalten; in den Faͤllen des 
§. 127. zu 2. iſt jedoch der Lehrherr zur Entlaſſung der Lehrlinge nur dann 
verpflichtet, wenn ſolche von der Kommunalbehoͤrde verlangt wird. 

$. 131. 

Die nachftehend benannten Gewerbetreibenden erlangen die Befugniß, 
Lehrlinge zu halten, ſofern ihnen ſolche bei Publikation dieſes Geſetzes nicht 
bereits zuſtand, nur dadurch, daß ſie entweder in eine aͤltere oder neuere Innung, 
nach vorgaͤngigem Nachweiſe der Befaͤhigung zum Betriebe ihres Gewerbes, 
aufgenommen werden, oder dieſe Befähigung beſonders nachweiſen ($. 132.) 

Jahrgang 1843. (Nr. 2341.) 11 Dieſe 
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Diefe Gewerbetreibenden find: 

Gerber aller Art, Lederbereiter, Ledertauer, Korduaner, Pergamenter, 
Schuhmacher, Handſchuhmacher, Beutler, Kuͤrſchner, Riemer, Sattler, 
Seiler, Reifſchlaͤger, Schneider, Hutmacher, Tiſchler, Rademacher, 
Stellmacher, Boͤttcher, Drechsler in Holz und Horn, Töpfer, Grob⸗ 
ſchmiede, Hufſchmiede, Waffenſchmiede, Schloffer, Zirkelſchmiede, Zeug⸗ 
ſchmiede, Bohrſchmiede, Saͤgeſchmiede, Meſſerſchmiede, Buͤchſenſchmiede, 
Sporer, Feilenhauer, Kupferſchmiede, Rothgießer, Gelbgießer, Glocken⸗ 
gießer, Guͤrtler, Zinngießer, Klempner, Buchbinder, Faͤrber. 

Die Regierungen koͤnnen jedoch nach Maßgabe der örtlichen Verhaͤlt— 
niſſe, unter Genehmigung der Miniſterien, den Nachweis der Befaͤhigung fuͤr 
einzelne, der vorſtehend benannten Gewerbe erlaſſen, ſo wie fuͤr andere als dieſe 
Gewerbe anordnen. 

| $. 132. 

Der Nachweis der Befähigung muß durch eine nach den Beſtimmungen 
des Titel VIII. abgelegte Pruͤfung gefuͤhrt werden. 

Die Ablegung einer foͤrmlichen Pruͤfung kann jedoch denjenigen, welche 
das Gewerbe ſchon einige Zeit hindurch mit Auszeichnung ſelbſtſtaͤndig betrieben 
haben, von der Prüfungsbehörde (§§. 162. 167.) erlaſſen werden, wenn dieſe 
ſich auf andere Weiſe die Ueberzeugung verſchafft hat, daß der zu Prufende 
die zum Betriebe ſeines Gewerbes erforderlichen Kenntniſſe und Geſchicklich⸗ 
keiten beſitzt. 

§. 133. 

Einem Gewerbetreibenden, welcher nach den $$. 126. bis 132. nicht be⸗ 
fugt iſt, Lehrlinge zu halten, iſt deren Annahme oder Beibehaltung in den 
Städten durch die Kommunalbehörde, auf dem Lande durch die Polizeiobrigkeit 
zu unterſagen. Das Verbot kann im Wege der polizeilichen Exekution zur 
Ausfuͤhrung gebracht werden. 

$. 134. 

II. Berhält- Die Feſtſetzung der Verhaͤltniſſe zwiſchen den ſelbſtſtaͤndigen Gewerbetrei— 

bela, Gebel benden und ihren Geſellen, Gehuͤlfen und Lehrlingen ift Gegenſtand freier Ueber⸗ 

fiagen Lebe einkunft. 

1) im Allge⸗ H. 135. 

* In Ermangelung vertragsmaͤßiger Beſtimmungen find dieſe Verhaͤltniſſe, 
inſofern die ſelbſtſtaͤndigen Gewerbetreibenden einer Innung angehoͤren, nach den 
Innungsſtatuten, in andern Faͤllen aber, ingleichem wenn die Vorſchriften der 
Statuten nicht ausreichen, nach dem gegenwaͤrtigen Geſetze zu beurtheilen. 

$. 136. 

Die Ortspolizei-Obrigkeit hat darauf zu achten, daß bei Beſchaͤftigung 

und Behandlung der Gefellen, Gehuͤlfen und Lehrlinge gebuͤhrende Ruͤckſicht auf 
5 Ge⸗ 


= = 


Geſundheit und Sittlichkeit genommen und denjenigen, welche des Schul- und 
eligionsunterrichts noch beduͤrfen, Zeit dazu gelaſſen werde. 


er 
Streitigkeiten der ſelbſtſtaͤndigen Gewerbetreibenden mit ihren Geſellen, 
Gehuͤlfen oder Lehrlingen, die ſich auf den Antritt, die Fortſetzung oder Aufhe— 
bung des Arbeits- oder Lehrverhaͤltniſſes, oder auf die gegenſeitigen Leiſtungen 
während der Dauer deffelben beziehen, find, ſoweit für dieſe Angelegenheiten be— 
ſondere Behoͤrden beſtehen, bei dieſen zur Entſcheidung zu bringen. 
Inſoweit ſolche beſondere Behoͤrden nicht beſtehen, erfolgt die Ent— 
ſcheidung, ö 2 
1) wenn der ſelbſtſtaͤndige Gewerbetreibende Mitglied einer Innung iſt, durch 
die Innungsvorſteher, unter dem Vorſitze eines Mitgliedes der Kommu— 
: nalbehoͤrde, 
2) in anderen Fällen durch die Ortspolizei-Obrigkeit. a 
Gegen dieſe Entſcheidung ſteht den Betheiligten die Berufung auf den 
Rechtsweg binnen zehn Tagen praͤkluſiviſcher Friſt offen; die vorläufige Voll: 
eckung wird aber hierdurch nicht aufgehalten. 
§. 138. f 
Die Geſellen und Gehuͤlfen ſind verpflichtet, dem Arbeitsherrn Achtung 2 insbeſon⸗ 
zu erweiſen und ſeinen Anordnungen in Beziehung auf die ihnen übertragenen eder Ge⸗ 
rbeiten und auf die haͤuslichen Einrichtungen Folge zu leiſten; zu haͤuslichen a 
rbeiten find fie nicht verbunden. | | : 
§. 139. 
Das Verhaͤltniß zwiſchen dem Arbeitsherrn und den Geſellen oder Ge— 
huͤlfen kann, wenn nicht ein Anderes verabredet iſt, durch eine, jedem Theile frei— 
ſtehende, vierzehn Tage vorher erklaͤrte Aufkuͤndigung aufgeloͤſt werden. 


$. 140. 
Vor Ablauf der vertragsmaͤßigen Arbeitszeit und ohne vorhergegangene 
Aufkündigung koͤnnen Geſellen und Gehuͤlfen entlaſſen werden: 

1) wenn fie eines Diebſtahls, einer Veruntreuung, eines liederlichen Lebens— 
wandels, groben Ungehorſams oder beharrlicher Widerſpenſtigkeit ſich 
ſchuldig machen; 

2) wenn ſie, der Verwarnung ungeachtet, mit Feuer und Licht unvorſichtig 
umgehen; 

3) wenn ſie ſich Thaͤtlichkeiten oder Schmähungen gegen den Arbeitsherrn 
oder die Mitglieder ſeiner Familie erlauben; 

4) wenn ſie mit den Mitgliedern der Familie des Arbeitsherrn oder mit ihren 
Mitarbeitern verdaͤchtigen Umgang pflegen, oder ſonſt dieſelben zum Boͤſen 
verleiten; 5 

(Nr. 23410 11* 5) wenn 


b) der Lehr⸗ 
linge; 


—— 


5) wenn ſie zur Fortſetzung der Arbeit unfaͤhig geworden, oder mit einer 
ekelhaften Krankheit behaftet ſind. 

Inwiefern in den zu 5. gedachten Fällen dem Entlaſſenen ein Anſpruch 
auf Entſchaͤdigung zuſtehe, iſt nach dem beſondern Inhalt des Vertrags und 
nach den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften zu beurtheilen. 

$. 141. 


Die Geſellen und Gehuͤlfen koͤnnen die Arbeit vor Ablauf der vertrags⸗ 
maͤßigen Zeit und ohne vorhergegangene Aufkuͤndigung verlaſſen: 
1) wenn ſie zur Fortſetzung der Arbeit unfaͤhig werden; 
2 wenn der Arbeitsherr ſich thaͤtlich an ihnen vergreift; 
3) wenn er ſie zu Handlungen hat verleiten wollen, welche wider die Geſetze 
oder wider die guten Sitten laufen; 
4) wenn er ihnen den verfprochenen Lohn oder die ſonſtigen Gegenleiſtungen 
ohne genuͤgende Veranlaſſung vorenthaͤlt. f a 
§. 142. 

Beim Abgange koͤnnen die Geſellen und Gehuͤlfen ein Zeugniß über die 
Art und Dauer ihrer Beſchaͤftigung fordern, welches, wenn gegen den Inhalt 
ſich nichts zu erinnern findet, in den Staͤdten von der Kommunalbehoͤrde, auf 
dem Lande von der Ortspolizei-Obrigkeit, Eoften- und ſtempelfrei zu beglaubi⸗ 
gen iſt. Dieſes Zeugniß iſt auf Verlangen der Geſellen und Gehuͤlfen auch 
auf ihre Fuͤhrung auszudehnen. 

. 143. 5 

Eine Verpflichtung zum Wandern findet nicht Statt. Auf beſondere 
Unterſtuͤtzung von Seiten der Gewerbegenoſſen haben wandernde Geſellen und 
Gehuͤlfen keinen Anſpruch. 

§. 144. 

Den Geſellen und Gehuͤlfen iſt die Beibehaltung der zur gegenſeitigen 
Unterſtuͤtzung vorhandenen beſondern Verbindungen und Kaſſen geſtattet; es 
bleibt jedoch vorbehalten, die Einrichtungen derſelben nach Befinden abzuaͤndern 
und zu ergänzen. Auch koͤnnen dergleichen Verbindungen und Kaſſen mit Ge- 
nehmigung der Regierung, unter den von dieſer feſtzuſetzenden Bedingungen, neu 
gebildet werden. Ein Geſelle oder Gehuͤlfe darf deshalb, weil er nicht bei einem 
Innungsgenoſſen arbeitet, von dem Beitritte zu ſolchen Verbindungen und Kaſſen 
nicht ausgeſchloſſen werden. 

§. 145. 

Die Beſtimmungen der $$. 134. bis 144. finden auch auf Fabrikarbeiter 
Anwendung. 

b N: $. 146. 

Als Lehrlinge find nur diejenigen Perſonen zu betrachten, welche in der 
durch einen Lehrvertrag ausgeſprochenen Abſicht bei einem Lehrherrn eintreten, 

um 


we 


um gegen Lehrgeld oder unentgeltliche Huͤlfsleiſtung ein Gewerbe bis zu der- 
jenigen Fertigkeit zu erlernen, welche ſie zu Geſellen befähigt. ($. 157.) 

a $. 147. 
Die Aufnahme eines Lehrling erfolgt, wenn derſelbe bei dem Genoffen 
einer Innung eintritt, vor der Innung. 

Tritt der Lehrling bei einem andern Gewerbetreibenden ein, ſo erfolgt die 
Aufnahme in den Staͤdten vor der Kommunalbehoͤrde, auf dem Lande vor der 
Ortspolizei⸗Obrigkeit, und zwar in dieſen beiden Faͤllen mit Zuziehung zweier 
unbeſcholtener Gemeindemitglieder, wo moͤglich ſolcher, welche daſſelbe Gewerbe 
ſelbſtſtaͤndig treiben. 

§. 148. { 

Vor der Aufnahme ift feftzuftellen, ob der Lehrherr befugt ift, Lehrlinge 
zu halten ($$. 126. bis 132.). 

Der Lehrling muß darthun, daß er leſen, ſchreiben und rechnen kann, 
ingleichem durch eine Beſcheinigung ſeines Religionslehrers nachweiſen, daß er 
in der Glaubens- und Sittenlehre genuͤgende Kenntniſſe beſitzt. Nur aus er⸗ 
heblichen Gruͤnden darf einem Mangel an dieſen Kenntniſſen nachgeſehen wer— 
den. Der Lehrherr iſt alsdann verpflichtet, für die Nachhilfe nach den Anord- 
nungen der Ortsſchulbehoͤrde zu ſorgen. 

$. 149. 

Die Verabredungen uͤber die Lehrzeit, das Lehrgeld und die ſonſtigen 

Bedingungen ſind bei der Aufnahme zu verzeichnen. b 
$. 150. 
ö Der Lehrherr muß ſich angelegen ſein laſſen, den Lehrling durch Beſchaͤf— 
tigung und Anweiſung zum tuͤchtigen Geſellen auszubilden. Er darf dem Lehr⸗ 
linge die hierzu erforderliche Zeit und Gelegenheit durch Verwendung zu anderen 
ienftleiftungen nicht entziehen. Der Lehrherr muß bemüht fein, den Lehrling 
zur Arbeitſamkeit und zu guten Sitten anzuhalten und vor Laſtern und Aus⸗ 
ſchweifungen zu bewahren. 
$. 151. 

Der Lehrling iſt der vaͤterlichen Zucht des Lehrherrn unterworfen und in 
Abweſenheit des Lehrherrn auch dem denſelben vertretenden Geſellen oder Ge- 
huͤlfen zur Folgſamkeit verpflichtet. 

$. 152. 5 

Das Lehrverhaͤltniß kann in den Fällen, welche im H. 140. bezeichnet 
ſind, von dem Lehrherrn vor Ablauf der Lehrzeit aufgehoben werden. Sind 
für einen ſolchen Fall keine beſonderen Verabredungen getroffen, fo iſt das 
Lehrgeld nicht nur fir die bereits abgelaufene Zeit, ſondern auch fuͤr das lau⸗ 
fende Jahr zu entrichten. 

Kr. 2541.) H. 153. 
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F. 153. 

Wider den Willen des Lehrherrn kann das Verhältniß vor Ablauf der 
Lehrzeit aufgehoben werden, wenn der Lehrherr die ihm nach F. 150. oblie— 
genden Verpflichtungen groͤblich vernachläffigt oder das Recht der väterlichen 
Zucht mißbraucht. 

Bei Lehrlingen der Genoſſen von Innungen hat die Innung, bei an⸗ 
deren Lehrlingen aber in den Staͤdten die Kommunalbehoͤrde, auf dem Lande die 
Ortspolizei-Obrigkeit, mit Ausſchluß des Rechtsweges, zu entſcheiden, ob der Fall 
einer ſolchen Vernachlaͤſſigung oder eines folchen Mißbrauchs vorhanden iſt. 

In dieſen Faͤllen kann der Lehrherr zur Erſtattung der durch die ander— 
weitige Unterbringung des Lehrlings entſtehenden Mehrkoſten im Rechtswege 
angehalten werden. 

Daſſelbe gilt von dem Falle, wenn dem Lehrherrn die Befugniß, Lehr⸗ 
linge zu halten, entzogen wird. (F. 130.) 

8 $. 154. 

Wider den Willen des Lehrherrn kann das Verhaͤltniß vor Ablauf der 
Lehrzeit aufgehoben werden, wenn der Lehrling zu einem anderen Gewerbe oder 
zu einem anderen Berufe uͤbergeht. Dem Lehrherrn iſt in dieſem Falle, wenn 
nicht ein Anderes verabredet worden, das Lehrgeld noch fuͤr einen halbjaͤhrigen 
Zeitraum nach Ablauf des Quartals zu zahlen, in welchem der Lehrling abgeht. 

§. 155. 
Durch den Tod des Lehrherrn oder Lehrlings wird der Lehrvertrag auf- 
ehoben. 
3 Auf den Antrag des einen oder des andern Theils ift der Lehrvertrag 
auch dann aufzuheben, wenn der Lehrherr oder der Lehrling zur Erfüllung der 
eingegangenen Verpflichtungen unfaͤhig wird. 

In beiden Faͤllen erfolgt die Auseinanderſetzung hinſichtlich des Lehrgeldes 
nach Verhaͤltniß des bereits abgelaufenen Theiles der Lehrzeit zur ganzen Dauer 
derſelben. ö 

$. 156, } 

Bei Auflöfung des Lehrverhaͤltniſſes kann der Lehrling über die Dauer 
der Lehrzeit und die waͤhrend derſelben erworbenen Kenntniſſe und Fertigkeiten, 
ſowie uͤber ſein Betragen vom Lehrherrn ein Zeugniß fordern, welches, wenn 
gegen den Inhalt ſich nichts zu erinnern findet, in den Staͤdten von der Kom— 
munalbehoͤrde, auf dem Lande von der Ortspolizei-Obrigkeit koſten⸗ und ſtempel⸗ 
frei zu beglaubigen iſt. 

§. 157. 

Nach vollſtaͤndiger Erfuͤllung des Lehrvertrages kann der Lehrling auch 
darauf antragen, daß er uͤber die einem Geſellen noͤthigen Kenntniſſe und Fer⸗ 
tigkeiten gepruͤft und foͤrmlich entlaſſen werde. | 

Die 


— a 


Die Prüfung und Entlaſſung des Lehrlings erfolgt, wenn derſelbe bei 
dem Genoſſen einer Innung gelernt hat, durch die Innung. 

Hat der Lehrling bei einem andern Gewerbetreibenden in der Lehre 
geſtanden, ſo erfolgt die Pruͤfung und Entlaſſung, unter Zuziehung geeigneter 
Sachverftändigen, in den Städten durch die Kommunalbehoͤrde, auf dem Lande 
durch die Ortspolizeiꝙ⸗Obrigkeit. Die Kommunalbehoͤrde oder die Polizei-Obrig- 
keit iſt jedoch ermächtigt, die Prüfung durch eine in der Nähe befindliche Pruͤ— 
fungsbehoͤrde ($$. 162. 167.) zu veranlaſſen. 

Eben ſo bleibt den Lehrlingen, welche nicht bei Innungsgenoſſen gelernt 
haben, freigeſtellt, die Pruͤfung vor einer Prüfungsbehörde ($$. 162. 167.) 
abzulegen. Dieſe hat ihnen, nach genuͤgend beſtandener Pruͤfung, hieruͤber ein 
Zeugniß zu ertheilen, auf deſſen Grund die Kommunalbehoͤrde oder die Orts— 
Polizei-Obrigkeit die Entlaſſung bewirken und das Entlaſſungszeugniß aus⸗ 
fertigen muß. " 

$. 158. 


Die Innungen, die Kommunalbehörden und die Ortspolizei-Obrigkeiten 
haben über die Aufnahme und Entlaſſung der Lehrlinge vollſtaͤndige Verzeich— 
niſſe zu fuͤhren. 

§. 159. 

Fuͤr die Aufnahme und Entlaſſung der Lehrlinge duͤrfen keine Gebuͤhren 
erhoben, ſondern nur die baaren Auslagen, als: Stempel, Kopialien, Diaͤten 
für die einzelnen Innungsgenoſſen und Sachverſtaͤndigen, welche die Priifung 
bewirkt haben u. ſ. w., in Anſatz gebracht werden. 

$. 160, 

g Perſonen, welche nach der über ihre Unterweiſung in gewerblichen Kennt— 
niſſen und Fertigkeiten mit ſelbſiſtaͤndigen Gewerbetreibenden getroffenen Ueber— 
einkunft nicht als Lehrlinge anzuſehen find ($$. 146 — 159.), oder das Gewerbe 
in anderer Weiſe, als bei einem ſelbſtſtaͤndigen Gewerbetreibenden, erlernt haben, 
können, wenn ſie bei den Genoſſen einer Innung unterwieſen worden ſind, bei 
der Innung, ſonſt aber bei der Kommunalbehoͤrde oder Polizeiobrigkeit darauf 
antragen, daß fie über die einem Geſellen nöthigen Kenntniſſe und Fertigkeiten 
Gs. 148. 157.) gepruͤft werden, und daß ihnen, nach genuͤgend beſtandener 
Prüfung, hierüber ein Zeugniß ertheilt werde. 


$. 161. | 
Die Beſtimmungen der Sg. 134 bis 160. finden auf die Gehuͤlfen und 
Lehrlinge der Apotheker und Kaufleute, ingleichem auf die Werkmeiſter in Fa⸗ 
briken, keine Anwendung. Die Verhaͤltniſſe derſelben zu ihren Lehr- und Arbeits⸗ 
herren ſind fernerhin nach den bisherigen Vorſchriften zu beurtheilen. 
(Ir. 2541.) Tit. VIII. 


an Se 
Titel VIII. 


Prüfungen für die Aufnahme in Innungen und für die Befugniß 
zur Annahme von Lehrlingen. 
ö §. 162. 

Für die in den HH. 108. und 132. angeordneten Pruͤfungen ſind beſtaͤn⸗ 
dige Orts⸗ oder Diſtrikts⸗Pruͤfungsbehörden zu bilden, wo dies von den Regie— 
An dh den ortlichen und gewerblichen Verhaͤltniſſen für noͤthig erach⸗ 
tet wird. 

Die Pruͤfungsbehoͤrden werden aus den geſchickteſten und geachtetſten 
Gewerbetreibenden dergeſtalt zuſammengeſetzt, daß die Hauptgattungen der in 
dem Orte oder Diſtrikte betriebenen Gewerbe darin vertreten ſind. Die Mit— 
glieder werden durch die Kommunalbehoͤrde des Ortes, welcher zum Sitz der 
Pruͤfungsbehoͤrde beſtimmt iſt, unter Genehmigung der Regierung ernannt, wo⸗ 
bei auf Genoſſen der Innungen vorzugsweiſe Ruͤckſicht zu nehmen iſt. Ein 
Mitglied der Kommunalbehoͤrde führt in der Pruͤfungsbehoͤrde den Vorſitz, der 
Vorſitzende darf nicht ſelbſt Gewerbetreibender ſein. 

$. 163. 

Die Pruͤfung wird unter Leitung des Vorſitzenden bewirkt durch ein bis 
drei Mitglieder der Pruͤfungsbehoͤrde und durch eine gleiche Anzahl ſelbſtſtaͤn⸗ 
diger Gewerbetreibender von dem Gewerbe des zu Pruͤfenden, welche von der 
Pruͤfungsbehoͤrde hierzu ausgewählt werden. Bei dieſer Auswahl ift auf Ge- 
noſſen der Innungen vorzugsweiſe Ruͤckſicht zu nehmen. 

$. 164. 

Der zu Pruͤfende muß durch Loͤſung von Aufgaben darthun, daß er 
befähigt ſei, die gewöhnlichen Arbeiten feines Gewerbes ſelbſtſtaͤndig auszufuͤh⸗ 
ren. Auf eine beſtimmte Art und Weiſe, wie der zu Pruͤfende die noͤhigen 
Kenntniſſe und Fertigkeiten erworben habe, kommt es hierbei nicht an; jedoch 
kann ein Nachweis daruͤber verlangt werden, daß derſelbe ſchon ein Jahr lang 
in dem Gewerbe beſchaͤftigt geweſen ſei. ; 

In Anſehung der bei der Prüfung zu ſtellenden Aufgaben bleibt den 
Miniſterien die Ertheilung naͤherer Anweiſungen vorbehalten. 

| $. 165. 

Fuͤr die Prüfung ift eine beſtimmte Gebühr an die Kaffe der Pruͤfungs⸗ 
Behoͤrde zu entrichten; außerdem hat der zu Pruͤfende keine weiteren Koſten zu 
tragen, als den Aufwand, welcher durch die aufgegebenen Arbeiten nothwendig 
entſteht. 

$. 166, 

Iſt der Geprüfte befähigt gefunden worden, fo wird demſelben darüber 
von der Prüfungsbehörde ein Zeugniß ertheilt. 

Dieſes 


— 


Dieſes Zeugniß gilt als Nachweis der Befähigung ſowohl für die Auf- 
nahme in eine Innung, als fuͤr die Annahme von Lehrlingen. 

Eine Wiederholung der Pruͤfung kann von demjenigen, welcher ein ſolches 
Zeugniß beſitzt, auch bei Veraͤnderung ſeines Wohnorts nicht verlangt werden. 

N $. 167. | 

Bis zur Errichtung der Pruͤfungsbehoͤrden (F. 162.) haben die Regie: 
rungen zu beſtimmen, in welcher Art und durch welche Perſonen die Pruͤfungen 
zu bewirken ſind. 


Titel IX. 


Ortsſtatuten. 
8 §. 168. 

Die Vorſchriften der Titel VI. und VII. in Anſehung der Innungen, 
ſowie der Geſellen, Gehuͤlfen und Lehrlinge koͤnnen fuͤr alle oder fuͤr einzelne 
Arten von Gewerben, unter den im H. 170. feſtgeſetzten Beſchraͤnkungen, durch 
Ortsſtatuten mit Genehmigung der Miniſterien abgeaͤndert werden. 

Dergleichen Statuten werden auf Grund eines Gemeindebeſchluſſes abge— 
faßt; es muͤſſen jedoch zuvor betheiligte Gewerbetreibende, und, wo Innungen 
eftehen, auch dieſe mit ihrer Erklaͤrung gehoͤrt werden. 

Soll durch ſolche Statuten die Verfaſſung beſtehender Innungen abgeän- 
dert werden, ſo iſt deren Zuſtimmung erforderlich. 

Neu ſich bildende Innungen ſind an die Ortsſtatuten gebunden. 

$. 169. 

Durch Ortsſtatuten koͤnnen insbeſondere Anordnungen über die Verhaͤlt— 
niſſe der ſelbſtſtaͤndigen Gewerbetreibenden zu ihren Geſellen, Gehuͤlfen und 
Lehrlingen mit der Wirkung getroffen werden, daß eine Abaͤnderung derſelben 
durch Vertrag nicht zulaͤſſig iſt. 5 

Desgleichen kann fuͤr alle an dem Orte beſchaͤftigte Geſellen und Gehuͤl— 
fen die Verpflichtung feſtgeſetzt werden, den im H. 144. erwaͤhnten Verbindungen 
und Kaſſen zur gegenfeitigen Unterſtuͤtzung beizutreten, es darf jedoch ein Unter— 
ſchied zwiſchen den Geſellen oder Gehuͤlfen der Innungsgenoſſen und denjenigen, 
welche bei andern Gewerbetreibenden arbeiten, nicht angeordnet werden. 

$. 170. 
5. In Anſehung der Ortsſtatuten ($. 168.) finden folgende Beſchraͤnkungen 

Statt: 

1) Es darf dadurch fuͤr Niemand der ſelbſtſtaͤndige Gewerbebetrieb weiter 

beſchraͤnkt werden, als durch das gegenwärtige Geſetz beſtimmt iſt. 

2) Den Innungsmitgliedern darf kein ausſchließlicher materieller Vortheil in 

Beziehung auf den Gewerbebetrieb beigelegt werden, namentlich nicht die 
ausſchließliche Befugniß, Lehrlinge zu halten. 
Jahrgang 1845, (Nr. 254.) 12 


3) Die 


| 


3) Die Befugniß, Gefellen oder Gehuͤlfen zu halten, darf nicht beſchraͤnkt 


— 


oder erſchwert werden. 

Denjenigen, welche die Befaͤhigung zum Betriebe ihres Gewerbes vor— 
ſchriftsmaͤßig nachgewieſen haben, darf weder eine erneuerte Prüfung als 
Bedingung des Eintritts in eine Innung auferlegt, noch eine der in die— 
ſem Geſetze an jenen Nachweis geknuͤpften Befugniſſe geſchmaͤlert werden. 
An den durch die HH. 126. bis 132. beſtimmten Bedingungen der Befug— 
niß, Lehrlinge zu halten, darf durch die Ortsſtatuten nichts geaͤndert 
werden. 

Ein Zwang zum Eintritt in die Innungen iſt nicht zulaͤſſig; es darf aber 
auch die Aufnahme nicht von der Willkuͤhr der Innungsgenoſſen, ſondern 
nur von beſtimmten, im Geſetz oder in den Statuten aufgeſtellten Erfor— 
derniſſen abhaͤngig gemacht werden. Ebenſowenig darf das Ausſcheiden 
aus den Innungen an andere als die geſetzlichen Bedingungen geknuͤpft 
werden. 


7) Keine Innung darf fuͤr geſchloſſen erklaͤrt werden. 
8) Die Errichtung von Innungen darf durch die Ortsſtatuten nicht verhin— 


dert werden. 


9) Folgende einzelne Beſtimmungen duͤrfen durch die Ortsſtatuten nicht ab- 


geaͤndert werden: 

a) die im $. 119. angeordnete Beſchraͤnkung des Stimmrechts und der 
Theilnahme an der Verwaltung der Innungsangelegenheiten; 

b) die Vorſchriften der $$. 137. und 153. in Anſehung der Streitigkeiten 
der Gewerbetreibenden mit ihren Geſellen, Gehuͤlfen und Lehrlingen; 

c) die Beſtimmung des $. 143., daß eine Verpflichtung der Geſellen zum 
Wandern nicht Statt findet. 

d) die Vorſchriften der HH. 158. und 159. in Anſehung der Verzeichniſſe 
uͤber die Aufnahme und Entlaſſung von Lehrlingen, ingleichem der fuͤr 
die Aufnahme und Entlaſſung zu entrichtenden Koſten. 


Titel X. 


Verbrechen und Vergehen der Gewerbetreibenden. 
$. 171. 
Die Entziehung der Befugniß zum ſelbſtſtaͤndigen Betriebe eines Gewer— 


bes als Strafe kann Statt finden fuͤr immer oder auf eine beſtimmte Zeit; dieſe 
darf nicht unter drei Monaten und nicht uͤber fuͤnf Jahre betragen. 


172. 
Gegen jeden Gewerbetreibende, der wegen eines vermittelſt Mißbrauchs 


ſeines Gewerbes begangenen Verbrechens zu Zwangsarbeit oder Zuchthausſtrafe 
verurtheilt wird, kann zugleich auf den Verluſt der Befugniß zum ſelbſtſtaͤndigen 


Gewerbebetriebe fuͤr immer oder auf Zeit erkannt werden. 


Es 


u er 


Es muß auf dieſen Verluſt erkannt werden, wenn der Gewerbetreibende 
ſchon früher wegen eines ſolchen Verbrechens zu Zwangsarbeit oder Zuchthaus⸗ 
ſtrafe verurtheilt worden iſt. 

$. 173. 

Gewerbetreibende, welche zum Betriebe ihres Gewerbes einer beſonderen 
polizeilichen Genehmigung (Konzeſſion, Approbation, Beſtallung) beduͤrfen, koͤn⸗ 
nen der Befugniß zum felbfiftändigen Betriebe ihres Gewerbes fr immer oder 
auf Zeit verluſtig erklaͤrt werden, wenn fie wegen eines ihre Berufspflichten ver— 
letzenden Verbrechens zu Zwangsarbeit oder Zuchthausſtrafe verurtheilt werden; 
es muß auf dieſen Verluſt erkannt werden, wenn gegen ſie wegen eines ſolchen 
Verbrechens ſchon fruͤher auf Freiheitsſtrafe erkannt worden iſt. 

Auch kann auf den Verluſt jener Befugniß für immer oder auf Zeit er 
kannt werden, wenn der Gewerbetreibende wegen eines Verbrechens, durch wel- 
ches er ſeine Berufspflichten verletzt hat, zu einer minder ſchweren Freiheitsſtrafe, 
als Zwangsarbeit oder Zuchthausſtrafe, verurtheilt wird, nachdem ſchon fruͤher 
wegen eines ſolchen Verbrechens auf Freiheitsſtrafe gegen ihn erkannt worden iſt. 

$. 174. | 

Iſt die polizeiliche Genehmigung zur Betreibung des Gewerbes durch 
Zuverlaͤſſigkeit und Unbeſcholtenheit bedingt, oder der Gewerbetreibende zur Be— 
treibung ſeines Geſchaͤftes von der Obrigkeit beſonders verpflichtet worden, ſo 
muß auf Verluſt der Befugniß zum ſelbſtſtaͤndigen Betriebe des Gewerbes für 
immer erkannt werden, wenn der Gewerbetreibende wegen eines von ehrloſer 
Geſinnung zeugenden Verbrechens, insbeſondere wegen Meineides, Raubes, 
Diebſtahls oder Betrugs verurtheilt wird. 

$. 175. 

Inwiefern Vergehen der Gewerbetreibenden gegen ihre Berufspflichten 
außer den in dieſem Geſetz erwaͤhnten Faͤllen einer Strafe unterliegen, iſt nach 
den daruͤber beſtehenden Verordnungen zu beurtheilen. 

rn 

Wer ohne vorgaͤngige Anmeldung, oder nach erfolgter Unterſagung ein 
Gewerbe beginnt oder fortſetzt, hat, inſofern nicht die ſtrengeren Strafen der 
$$. 177. 178. und 180. eintreten, eine Geldbuße bis zu funfzig Thalern, oder 
im Unvermoͤgensfalle verhaͤltnißmaͤßige Gefaͤngnißſtrafe verwirkt. 

Dieſe Strafe bleibt jedoch ausgeſchloſſen, wenn das Vergehen eine Steuer— 
defraudationsſtrafe nach ſich zieht. 

§. 177. a 879. 

Wer den ſelbſtſtaͤndigen Betrieb eines Gewerbes, zu deſſen Beginne eine 
beſondere polizeiliche Genehmigung (Konzeſſion, Approbation, Beftallung) erfor 
derlich iſt, ohne die vorſchriftsmaͤßige Genehmigung unternimmt oder fortſetzt, 

(Nr, 2544.) 12* oder 
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oder von den in der Genehmigung feſtgeſetzten Bedingungen abweicht, hat Geld— 
buße bis zu zweihundert Thalern oder Gefaͤngniß bis zu drei Monaten verwirkt. 
1 Enthält die Handlung zugleich ein Steuervergehen, fo ſoll nicht außerdem 
eee meet ename noch auf eine Steuerſtrafe erkannt werden, es iſt aber darauf bei Zumeſſung der 
A bee e Strafe Ruͤckſicht zu nehmen. ) 
| Hu = e. H. 178. 
des 8 Wer der Befugniß zum ſelbſtſtaͤndigen Betriebe eines Gewerbes für immer 
I 7 en du „„ auf Zeit durch rechtskraͤftiges Erkenntniß, oder in den zuläffigen Fällen 
1 Se „durch Beſchluß der Verwaltungsbehoͤrde verluſtig erklart worden iſt, und dieſem 
— e Erkenntniſſe oder Beſchluſſe zuwider handelt, ſoll mit Geldbuße bis zu zwei— 
e hundert Thalern oder mit Gefaͤngniß bis zu drei Monaten beſtraft werden. 
wine. Ages Ip 5 H. 179. , Fl 
Eee e des maniman er Was in den 5. 176. bis 178. hinſichtlich der ſelbſtſtändigen Gewerbe— 
e. Aug treibenden beftimmt iſt, gilt auch von denjenigen, welche die Stellvertretung 
En eines ſelbſtſtaͤndigen Gewerbetreibenden uͤbernehmen. ($. 61.) 
. cr cg, 6 Sifu, roy. 5 ö 2 . 180. ne x 
1 Die Strafbeſtimmung des H. 177. tritt auch gegen denjenigen ein, wel⸗ 
1 5 cher eine gewerbliche Anlage, zu der mit Ruͤckſicht auf die Lage oder Beſchaf⸗ 
ee fenheit der Betriebsſtaͤtte oder des Lokals eine beſondere polizeiliche Genehmi- 
e gung erforderlich iſt, ohne dieſe Genehmigung errichtet, oder von den Bedin⸗ 
e ese , gungen, unter welchen die Genehmigung ertheilt worden, eigenmächtig abweicht, 
eigene, Fangen, inſonderheit ohne neue Genehmigung eine Veränderung der Betriebsſtaͤtte oder 
* enten, eine Verlegung des Lokals vornimmt. 
„ eee, bee az Außerdem iſt derſelbe zur Wegſchaffung oder Abaͤnderung der Anlage, 
een e nr zn den polizeilichen Beſtimmungen gemäß, anzuhalten. 
7 . eee, Neg. H. 181. 
e, any ee eee, Gewerbetreibende, welche ihre Gehuͤlfen, Geſellen oder Arbeiter, oder 
Seien me ann e die Obrigkeit zu gewiſſen Handlungen oder Zugeſtaͤndniſſen dadurch zu beſtim— 
8 ae Bord wa men ſuchen, daß fie ſich mit einander verabreden, die Ausuͤbung des Gewerbes 
. Loeinzuſtellen, oder die ihren Anforderungen nicht nachgebenden Gehuͤlfen, Geſellen 
oder Arbeiter zu entlaſſen oder zuruͤckzuweiſen, ingleichem diejenigen, welche zu 
einer ſolchen Verabredung Andere auffordern, ſollen mit Gefaͤngniß bis zu 
einem Jahre beſtraft werden. 


| 
| 


| 


$. 182. 

Gehuͤlfen, Geſellen oder Fabrikarbeiter, welche entweder die Gewerbe: 
treibenden ſelbſt, oder die Obrigkeit zu gewiſſen Handlungen oder Zugeſtaͤnd— 
niſſen dadurch zu beſtimmen ſuchen, daß ſie die Einſtellung der Arbeit oder 
die Verhinderung derſelben bei einzelnen oder mehreren Gewerbetreibenden ver— 
abreden, oder zu einer ſolchen Verabredung Andere auffordern, ſollen mit Ge— 
faͤngniß bis zu einem Jahre beſtraft werden. ı 

a Dieſe 


a DE 


ww 
*. Dieſe Beſtimmung iſt auch anzuwenden auf Arbeiter, welche bei Berg— 
BR Huͤttenwerken, Landſtraßen, Eiſenbahnen, Feſtungsbauten und andern öffent: 
süßen Anlagen befchäftigt find. 
$. 183, 

Die Bildung von Verbindungen unter Fabrikarbeitern, Geſellen, Gehuͤl— 
fen oder Lehrlingen ohne polizeiliche Erlaubniß iſt, ſofern nach den Kriminal- 
Geſetzen keine haͤrtere Strafe eintritt, an den Stiftern und Vorſtehern mit 
Geldbuße bis zu funfzig Thalern oder Gefaͤngniß bis zu vier Wochen, an den 
Übrigen Theilnehmern mit Geldbuße bis zu zwanzig Thalern oder Gefaͤngniß 

is zu vierzehn Tagen zu ahnden. N 

$. 184. t 
Geſellen, Gehuͤlfen und Fabrikarbeiter, welche ohne geſetzliche Gruͤnde 
eigenmaͤchtig die Arbeit verlaſſen, oder ihren Verrichtungen ſich entziehen, oder 
ſich groben Ungehorſams oder beharrlicher Widerſpenſtigkeit ſchuldig machen, 
ſind mit Geldbuße bis zu zwanzig Thalern oder Gefaͤngniß bis zu vierzehn 
Tagen zu beſtrafen. 

§. 185. 

Lebhrherren, welche ihre Pflichten gegen die ihnen anvertrauten Lehrlinge 
groͤblich vernachlaͤſſigen, find mit Geldbuße bis zu funfzig Thalern, oder im 
Falle des Unvermoͤgens mit verhaͤltnißmaͤßiger Gefaͤngnißſtrafe zu belegen. 

$. 186. | 

Gewerbetreibende, welche die von der Obrigkeit vorgeſchriebenen oder 
genehmigten Taxen uͤberſchreiten, haben Geldbuße bis zu funfzig Thalern oder 
im Unvermoͤgensfalle verhaͤltnißmaͤßige Gefaͤngnißſtrafe verwirkt. 

Machen ſie nach vorgaͤngiger zweimaliger Verurtheilung wegen ſolcher 
Vergehen ſich eines Vergehens dieſer Art von Neuem ſchuldig, ſo kann zu— 
gleich auf den Verluſt der Befugniß zur ſelbſtſtaͤndigen Betreibung ihres Ge— 
werbes fuͤr immer oder auf Zeit erkannt werden. 

§. 187. 

Die Uebertretungen der polizeilichen Anordnungen wegen des Marktver— 
kehrs ſind mit Geldbuße bis zu zwanzig Thalern, oder im Unvermoͤgensfalle 
mit verhaͤltnißmaͤßiger Gefängnißftrafe zu belegen. 

$. 188. 


Sind polizeiliche Vorſchriften von dem Stellvertreter eines Gewerbetrei— 
benden bei Ausuͤbung des Gewerbes uͤbertreten worden, ſo iſt die Strafe zu— 
naͤchſt gegen den Stellvertreter feſtzuſetzen; iſt die Uebertretung mit Vorwiſſen 
des Vertretenen begangen worden, ſo verfallen beide der geſetzlichen Strafe. 
Kann gegen den Stellvertreter die Geldſtrafe nicht vollſtreckt werden, ſo bleibt 
der Polizeibehoͤrde uͤberlaſſen, nach ihrem Ermeſſen die Geldſtrafe von dem 
Vertretenen, welcher dafür ſubſidiariſch verhaftet iſt, einziehen, oder ſtatt deſſen 

(Nr, 2541.) i und 


Schlußbe⸗ 
ſtimmung. 
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und mit Verzichtung hierauf die im Unvermogensfalle an die Stelle der Geld⸗ 
buße tretende Freiheitsſtrafe ſogleich an dem Stellvertreter vollſtrecken zu laſſen. 

Iſt an eine ſolche Uebertretung der Verluſt der Konzeſſion, Approbation 
oder Beſtallung geknuͤpft, fo findet derſelbe auch als Folge der von dem Stell⸗ 
vertreter begangenen Uebertretung Statt, wenn dieſe mit Vorwiſſen des Vertre⸗ 
tenen begangen worden. Iſt dies nicht der Fall, ſo iſt der Vertretene bei 
Verluſt der Konzeſſion, Approbation u. ſ. w. verpflichtet, den Stellvertreter zu 
entlaſſen. . c 

$. 189. 

Als Strafe kann der Verluſt der Befugniß zum ſelbſtſtaͤndigen Gewerbe: 
betriebe, fuͤr immer oder auf Zeit, nur vom Richter ausgeſprochen werden, ſo— 
weit es ſich nicht von Steuervergehen handelt, in Anſehung deren es bei den 
beſtehenden Vorſchriften verbleibt. a 

In Anſehung der Kompetenz der Behoͤrden zur Unterſuchung und Be— 
ſtrafung der Verbrechen und Vergehen der Gewerbetreibenden bewendet es bei 
der beſtehenden Verfaſſung; in der Rheinprovinz ſind jedoch die Polizeigerichte 
befugt, auf Geldbuße bis zu funfzig Thalern oder Gefaͤngniß bis zu ſechs 
Wochen zu erkennen. a 


$. 190. 

Alle bisherigen allgemeinen und beſonderen Beſtimmungen uͤber Gegen— 
ſtaͤnde, woruͤber das gegenwärtige Geſetz verfügt, insbeſondere auch diejenigen, 
durch welche in einzelnen Landestheilen die Juden in der Betreibung ſtehender 
Gewerbe ſeither beſchraͤnkt waren, werden hierdurch außer Kraft geſetzt, ſoweit 
auf bisherige Vorſchriften nicht ausdruͤcklich hingewieſen iſt. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 17. Januar 1845. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Rochow. v. Savigny. Graf v. Arnim. Flottwell. Ühden. 
Beglaubigt: 
Bornemann. 
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(Nr. 2542.) Entſchaͤdigungsgeſetz zur allgemeinen Gewerbeordnung. Vom 17. Januar 1845. 


er 
Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. dc. 


verordnen in Folge der am heutigen Tage erlaſſenen allgemeinen Gewerbe— 
Ordnung uͤber die Entſchaͤdigung, welche fuͤr die dadurch aufgehobenen oder fuͤr 
ablösbar erklärten Berechtigungen zu gewähren iſt, auf den Antrag Unſeres 
Staatsminiſteriums, nach Anhörung Unſerer getreuen Stände und nach ver- 
nommenem Gutachten Unſeres Staatsraths, was folgt: 
$. 1. 

Fuͤr den Verluſt der durch die allgemeine Gewerbeordnung $$. 1. bis 4. T. Aufgeho⸗ 
aufgehobenen Berechtigungen findet eine Entſchaͤdigung Statt, wenn die Berech⸗ 5 — 
tigungen zur Zeit der Publikation der Gewerbeordnung in rechtsguͤltiger Weiſe, 4; lgemeine 


ER » 1 Bedingungen 
fuͤr immer oder auf Zeit unwiderruflich beſtanden. 15 0 
2 \ 


Ausnahmen hiervon (F. 1.) treten ein: 

1) wenn die Berechtigung zuſtand dem Fiskus, einer Kaͤmmerei oder Ge⸗ 
meinde innerhalb ihres Kommunalbezirks, oder einer Korporation von 
Gewerbetreibenden, es mag ſolche geſchloſſen oder ungeſchloſſen ſein; 

2) wenn die Berechtigung von Einem der zu 1. bezeichneten Berechtigten erſt 
nach dem 31. Dezember 1836. auf einen Andern uͤbergegangen iſt. 

In allen dieſen Faͤllen wird eine Entſchaͤdigung nicht gewaͤhrt. 
ER 

In dem im H. 2. zu 2. bezeichneten Falle kann der gegenwärtige Inhaber 
der Berechtigung ſofort die Aufhebung des zwiſchen ihm und dem fruͤheren Be⸗ 
rechtigten beſtehenden Vertragsverhaͤltniſſes verlangen; er muß aber dieſes Ver⸗ 
en vor Ablauf des Jahres 1845. gegen den früheren Berechtigten ſchriftlich 
erklaͤren. 

Wird von diefer Befugniß Gebrauch gemacht, fo find die rechtlichen Fol- 
gen der Aufhebung nach den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften zu beurtheilen. 
Iſt jenes Verlangen innerhalb der obengedachten Friſt dem fruͤheren Berechtigten 
nicht erklaͤrt worden, fo muͤſſen die für Ueberlaſſung der Berechtigung uͤber— 
nommenen Verpflichtungen ohne Abzug fortgeſetzt erfüllt werden. f 


§. 4. 
Die Anſpruͤche auf Entſchaͤdigung für den Verluſt der durch die all- 
gemeine Gewerbeordnung $$. 1. bis 4. aufgehobenen Berechtigungen muͤſſen 


. — Schluſſe des Jahres 1845. bei der Regierung ſchriftlich angemeldet 
erden. 


(Nr, 2542.) $. 5. 


8 


H. 8. 

Eine Ausnahme hiervon (F. 4.) findet Statt in Anſehung derjenigen, 
nach $. 3. der Gewerbeordnung vorerſt noch ferner zu leiſtenden Abgaben, 
welche auf Gewerbeberechtigungen ruhen, mit denen das Recht zur Unterſagung 
oder Beſchraͤnkung des Betriebes eines ſtehenden Gewerbes verbunden war. 
Der Anſpruch auf die Entſchaͤdigung fuͤr die Berechtigung zur Erhebung von 
Abgaben dieſer Art muß bis zum Schluſſe des Jahres 1849. bei der Regierung 
ſchriftlich angemeldet werden; kommt jedoch die Abgabe ſchon früher in Weg— 
fall, ſo muß die Anmeldung binnen Jahresfriſt nach dem Wegfall erfolgen. 

$. 6. 

Werden die Entſchaͤdigungsanſpruͤche innerhalb der in den HF. 4. und 5. 
beſtimmten Friſten bei der Regierung nicht ſchriftlich angemeldet, ſo gehen die 
Berechtigten ihrer Anſpruͤche von ſelbſt verluſtig. Es koͤnnen jedoch die im 
$. 39. bezeichneten Intereſſenten den Entſchaͤdigungsanſpruch noch während 
einer anderweiten praͤkluſiviſchen Friſt von drei Monaten durch ſchriftliche An— 
meldung bei der Regierung geltend machen. Auf einen nach Befriedigung die— 
ſer Intereſſenten etwa verbleibenden Ueberſchuß kann aber der Berechtigte, 
welcher die Anmeldung verſaͤumt hat, keinen Anſpruch machen. 


$. 7. 
B. Ermitte⸗ Als Maßſtab der Entſchaͤdigung fuͤr die aufgehobenen ausſchließlichen 


ung ber En. Gewerbeberechtigungen (F. 1. der allgemeinen Gewerbeordnung) gilt derjenige 


. 16 Werth, welchen die Berechtigung zur Zeit der Aufhebung gehabt hat. Der 
Gude Werth wird für jede einzelne in einem Orte oder Diſtrikte vorkommende Gat- 
ewe 


Berechtt tung dieſer Berechtigungen beſonders ermittelt. 


gungen. 
2) in Be⸗ H. 8. 

chende Gef Zum Anhalt bei dieſer Ermittelung dient zunächft der Durchſchnitt der 

werbe. Preiſe, welche bei Veraͤußerungen gezahlt, bei Erbtheilungen angenommen, ſo— 


wie bei Verpachtungen, den Pachtbetrag nach Abzug der Laſten zu Kapital be— 
rechnet, erlangt worden ſind. 

Dabei iſt jedoch, wenn die Berechtigung in Verbindung mit Grundſtuͤcken, 
Geraͤthſchaften oder anderen Gegenſtaͤnden uͤberlaſſen worden, der Werth dieſer 
verſchiedenen Gegenſtaͤnde in Abzug zu bringen. In gleicher Weiſe iſt, wenn 
die Gewerbeberechtigung als Realrecht fortdauert ($. 65. der Gewerbeordnung), 
zu beruͤckſichtigen, welchen Werth dieſelbe als Realrecht behaͤlt. 

§. 9. 

Wenn in einem laͤngeren Zeitraum keine Veraͤußerungen, Erbtheilungen 
oder Verpachtungen vorgekommen ſind, oder wenn ſolche keinen genuͤgenden 
Anhalt gewähren, jo iſt der Werth oder Reinertrag der aufgehobenen aus— 
ſchließlichen Berechtigung mit Huͤlfe der Steuerregifter oder auf andere Weiſe 

zu 


== ee = 


zu ermitteln. Dem Finanzminiſterium bleibt uͤberlaſſen, wegen des Verfahrens 
bei dieſen Ermittelungen Anweiſung zu ertheilen. 
$. 10. 

In allen Fällen, in welchen bei Feſtſtellung der Entſchaͤdigung der Rein⸗ 
ertrag zu Grunde gelegt wird, iſt der fuͤnfundzwanzigfache Betrag deſſelben als 
der Werth der Berechtigung anzuſehen. 

K 1 N 

Sobald die Entſchaͤdigungskapitalien feftftehen, find den Berechtigten hier— 
uͤber auf deren Namen lautende Anerkenntniſſe, und zwar in den Staͤdten von 
der Kommunalbehoͤrde, ſonſt aber von der Regierung zu ertheilen. 

Dieſe Entſchaͤdigungsanerkenntniſſe treten an die Stelle der aufgehobenen 
Berechtigungen und koͤnnen, gleich dieſen, vererbt und uͤbertragen werden. Eine 
jede ſolche Vererbung oder Uebertragung muß derjenigen Behoͤrde, welche das 
Anerkenntniß ausgeſtellt hat, nachgewieſen werden; iſt dies nicht geſchehen, ſo 
iſt die Behoͤrde nicht verpflichtet, auf eine etwanige Veraͤnderung in der Perſon 
des Eigenthuͤmers Ruͤckſicht zu nehmen. Die Veraͤnderungen in dem Eigen— 
thume des Anerkenntniſſes ſind auf dieſem von der Behoͤrde zu vermerken. 

§. 12. 

Den Inhabern der Entſchaͤdigungsanerkenntniſſe ſoll, ſo lange ſie das 
Gewerbe, auf welches die ausſchließliche Berechtigung ſich bezog, ſelbſt oder 
durch einen Andern (Stellvertreter, Paͤchter u. ſ. w.) ausuͤben, das feſtgeſetzte 
Entſchaͤdigungskapital bis zu feiner Tilgung mit drei Prozent jährlich verzinſt 
werden. Dieſe Verzinſung beginnt jedoch erſt mit dem Tage, an welchem der 
ſtehende Betrieb des Gewerbes, worauf die ausſchließliche Berechtigung ſich 
bezog, von einer Perſon begonnen wird, die nicht im Beſitze eines Entſchaͤdi— 
gungsanerkenntniſſes ſich befindet. Die Verzinſung wird wieder eingeftellt, fo- 
bald das Gewerbe von einer ſolchen Perſon nicht mehr betrieben wird. 

13. 

ö Die Zinſen ſaͤmmtlicher Entſchaͤdigungskapitalien für aufgehobene Berech- 
tigungen der naͤmlichen Gattung find, ſoweit ſolche nach $. 12. entrichtet wer: 
en muͤſſen, von allen denjenigen aufzubringen, welche innerhalb des Orts oder 
Diſtrikts das Gewerbe, worauf die ausſchließliche Berechtigung ſich bezog, als 
ein ſtebendes ſelbſtſtaͤndig betreiben, ohne Unterfchied, ob fie ſich im Beſitze eines 
Entſchädigungsanerkenntniſſes befinden oder nicht. 

. Die allmaͤlige Tilgung der Entſchaͤdigungsanerkenntniſſe ($$. 16. u. flg.) 
at auf den Betrag der aufzubringenden Zinſen keinen Einfluß, vielmehr ſind 
für die getilgten Anerkenntniſſe die Zinſen ferner aufzubringen und an den Til— 
gungsfonds (F. 17.) zu zahlen. | 
Jahrgang 1848. (Nr. 2542.) 13 §. 14. 


ee m 
$. 14. 

Die Beiträge zu den Zinſen find von der Behoͤrde (§. 55.) nach dem 
Umfange des Gewerbebetriebs der zur Aufbringung Verpflichteten ($. 13.) der⸗ 
geſtalt zu veranlagen, daß kein Gewerbetreibender außer Nahrungsſtand kommt. 
Die Miniſterien des Innern und der Finanzen ſind ermaͤchtigt, wo ſie es fuͤr 
angemeſſen erachten, ein Maximum der von den Gewerbetreibenden zur Ver⸗ 
zinſung der Entſchaͤdigungskapitalien zu leiſtenden Beitraͤge mit Ruͤckſicht auf 
die Gewerbeſteuer feſtzuſetzen. ; 

Die Inhaber von Entſchaͤdigungsanerkenntniſſen Fönnen die ihnen gebuͤh⸗ 
renden Zinſen auf die von ihnen zu leiſtenden Beitraͤge abrechnen. 

15 


Inſoweit durch die Beitraͤge der Gewerbetreibenden ($$. 13. und 14.) 
der im Ganzen aufzubringende Zinsbetrag nicht gedeckt werden kann, muß das 
Fehlende von der Gemeinde oder dem Diſtrikte zugeſchoſſen werden. Etwanige 
Ueberſchuͤſſe bei der Erhebung der Beiträge fließen zum Tilgungsfonds (F. 17.). 

. 16 


Zur Bezahlung der Entſchaͤdigungskapitalien find verpflichtet: 

1) diejenigen, welche das Gewerbe, worauf die ausſchließliche Berechtigung ſich 
bezog, als ein ſtehendes ſelbſtſtaͤndig betreiben, jedoch mit Ausnahme derer, 
welche ſich im Beſitze eines Entſchaͤdigungsanerkenntniſſes (F. 11.) befinden; 

2) die Gemeinde oder der Diſtrikt, wo die ausſchließliche Gewerbeberechti— 
gung beſtand. 5 

| $. 17. 
Fuͤr jede einzelne Gattung von Berechtigungen ſoll in jedem Orte oder 
Diſtrikte ein beſonderer Tilgungsfonds gebildet werden. Zu demſelben fließen: 
a) die Beitraͤge der im H. 16. zu 1. gedachten Gewerbetreibenden; 
p) die Beiträge der betheiligten Gemeinde oder des betheiligten Diſtrikts 
(F. 16. zu 2.), 
c) die bei Erhebung der Zinſen ſich ergebenden Ueberſchuͤſſe (SS. 13. und 15.), 
dh) die, nach Befriedigung der im H. 39. bezeichneten Intereſſenten, im Falle 
des F. 6. verbleibenden Entſchaͤdigungskapitalien, 

e) die bei Aufloͤſung einer Innung nach $. 99. der allgemeinen Gewerbe⸗ 

Ordnung. für dieſen Zweck etwa verbleibenden Vermoͤgensuͤberſchuͤſſe. 
§. 18. 
Als Regel wird feſtgeſetzt, daß zum Tilgungsfonds 

1) jeder beitragspflichtige Gewerbetreibende die Haͤlfte derjenigen Summe, 
welche er nach $. 14. zu den Zinſen beitragen muß; : 

2) die betheiligte, Gemeinde oder der betheiligte Diftrift, wenn nicht frei⸗ 
willig höhere Beiträge übernommen werden, ein Prozent des Geſammt⸗ 
betrages der Entſchaͤdigungskapitalien alljaͤhrlich aufzubringen hat. 

Eine 


— WW 


Eine Ermäßigung des zu 2. beſtimmten Beitrags iſt nur aus erheb- 
lichen Gruͤnden, unter Genehmigung der Miniſterien des Innern und der 
Finanzen, zulaͤſſig. 

5 $. 19. 

Iſt die Entſchaͤdigung von mehreren Ortſchaften aufzubringen, ſo wird 
das Beitragsverhaͤltniß, unter Beruͤckſichtigung der groͤßeren oder geringeren 
Vortheile, welche aus der Aufhebung der ausſchließlichen Gewerbeberechtigung 
fuͤr die Betheiligten entſtehen, von der Regierung, mit Vorbehalt des Rekurſes 

an die Miniſterien des Innern und der Finanzen feſtgeſetzt. 
F. 20. 

Sobald die Entſchaͤdigungskapitalien feftgeftellt find, beginnt deren Til- 
gung. Die Beiträge der Gemeinde oder des Diſtrikts ($. 18. zu 2.) find bis 
zur vollendeten Tilgung unverändert nach dem Geſammtbetrage der Entſchaͤdi— 
gungskapitalien zu entrichten. Die Beiträge der Gewerbetreibenden (F. 18. zu 1.) 
ſind von dem Tage an, mit welchem die Verzinſung der Entſchaͤdigungskapi⸗ 
talien beginnt, zu zahlen, jedoch nur fo lange, als die Verzinſung fortdauert 
($. 12.) 

H. 2. 


Die Berichtigung der Entſchaͤdigungskapitalien erfolgt allmaͤlig nach 
Maßgabe der Kräfte des Tilgungsfonds. Finden ſich Inhaber von Entſchaͤdi— 
gungsanerkenntniſſen bereit, ſolche unter dem Nennwerthe an den Tilgungsfonds 
abzutreten, ſo wird zunaͤchſt der Mindeſtfordernde befriedigt; außer dieſem Falle 
wird die Reihefolge durch das Loos beſtimmt. 

829, 

Für diejenigen ausſchließlichen Gewerberechtigungen, welche entweder nur 
auf Lebenszeit des Berechtigten, oder nur auf einen nach Jahren oder deren 
Theilen beſtimmten Zeitraum verliehen waren, wird als Entſchaͤdigung eine nach 
dem durchſchnittlichen Reinertrage (§§. 8. 9.) zu ermittelnde Rente bis zum 
Ablauf der Zeit gewaͤhrt, auf welche die Berechtigung verliehen war. Dieſe 
Entſchaͤdigungsrente, uͤber welche dem Berechtigten ein Anerkenntniß nach Vor⸗ 
ſchrift des H. 11. ertheilt wird, iſt jedoch nur unter eben den Vorausſetzungen 
8 zahlen, unter welchen nach $. 12. die Entſchädigungskapitalien verzinſt 

erden. 

Die Rente wird von den im $. 13. bezeichneten Gewerbetreibenden, ſowie 
von der Gemeinde oder dem Diſtrikte, wo die ausſchließliche Berechtigung be— 
fand, gemeinſchaftlich aufgebracht, und zwar von den Gewerbetreibenden zu drei 

iertheilen, von der Gemeinde oder dem Diſtrikte zu einem Viertheile. e 

Den Betheiligten bleibt uͤberlaſſen, ſich uͤber die Abloͤſung der Rente durch 

Kapitalzahlung guͤtlich zu einigen, welcher von dem Berechtigten nicht wider 
Cr. 2542.) 13 * ſprochen 


= Mi 


ſprochen werden kann, wenn der fuͤnfundzwanzigfache Betrag der Rente ge: 
waͤhrt wird. 85 . 
$. 23. 


b) in Be⸗ Fuͤr ausſchließliche Berechtigungen, welche auf den Gewerbebetrieb im 
hen gewerbe Umherziehen ſich beziehen, wird keine andere Entſchaͤdigung gewährt, als der 
Betrieb im Erlaß der fir dieſe Berechtigungen etwa zu entrichtenden Abgaben und Leiſtun⸗ 
umherziehen gen. Iſt jedoch bei Erwerbung der Berechtigung von dem Inhaber eine Leiſtung 

ein⸗ für allemal entrichtet worden, fo wird für dieſe ein verhaͤltnißmaͤßiger Erſatz 
aus der Staatskaſſe gewaͤhrt. ö 
Die Entſchaͤdigung fuͤr den Wegfall der Abgaben und Leiſtungen wird 
demjenigen, welcher zu der Hebung berechtigt war, nach Vorſchrift der H. 25. 
bis 27. gewaͤhrt. 
5 §. 24. 


e) im Falle Die Inhaber ausſchließlicher Berechtigungen zum Brauen, Backen und 
der ker Schlachten in den Städten find auch in dem Falle, wenn mit dieſen Berechti- 
Zwangs und gungen zugleich ein Zwangs- und Bannrecht verbunden war, lediglich nach den 
Bannkechten. Beſtimmungen der HH. 7. bis 23. zu entfchädigen, und zwar ohne Unterſchied, 

ob ſich das Zwangs- und Bannrecht uͤber den der ausſchließlichen Berechtigung 
unterworfenen Bezirk hinaus erſtreckte oder nicht. 

Iſt mit ausſchließlichen Gewerbeberechtigungen anderer Art ein durch die 
$$. 4. und 5. der allgemeinen Gewerbeordnung aufgehobenes oder fuͤr abloͤsbar 
erklaͤrtes Zwangs- und Bannrecht verbunden, fo wird die Entſchaͤdigung ledig⸗ 
lich nach den Vorſchriften der H. 29. bis 36. des gegenwärtigen Geſetzes 
gewaͤhrt. 2 

$. 25. 
2) Für Be⸗ Die Entſchaͤdigung fuͤr die Aufhebung der Berechtigung, Konzeſſionen zu 
echtigun- gewerblichen Anlagen oder zum Betriebe von Gewerben zu ertheilen ($. 2. der 


onzeſ⸗ 
1009 allgemeinen Gewerbeordnung), ſowie fuͤr die Aufhebung der Berechtigung, Ab⸗ 
here gaben vom Gewerbebetrieb zu erheben oder dergleichen Abgaben aufzulegen (F. 3. 
> Gabe der allgemeinen Gewerbeordnung), iſt nach dem Betrage der reinen Nutzungen 
6 feſtzuſtellen, welche der Berechtigte davon erweislich in den Jahren 1817. bis 
Abgaben 1836. einſchließlich im Durchſchnitt bezogen hat. Hierbei kommen jedoch Kapi⸗ 
9 talbetraͤge, welche dem Berechtigten fuͤr die Verleihung vererblicher und ver: 


erheben. außerlicher Gewerbeberechtigungen bezahlt worden find, nicht in Betracht. 
§. 26. ä 
Der nach H. 25. feſtgeſtellte durchſchnittliche Reinertrag iſt dem Berech⸗ 
tigten als eine jährliche Rente zu gewähren, welche durch Zahlung des fuͤnfund— 


zwanzigfachen Betrages jederzeit abgelöft werden kann. 
F. . 


a 


S. 27. a 
Dieſe Rente ($. 26.) wird, ſoweit nicht der $. 28. eine Ausnahme ent⸗ 
haͤlt, vom Tage der Verkuͤndigung der Gewerbeordnung an geleiſtet und aus der 
Staatskaſſe gewaͤhrt. 
§. 28. 
Fuͤr ſolche Abgaben, welche auf Gewerbeberechtigungen ruhen, mit denen 
das Recht zur Unterſagung oder Beſchraͤnkung des Betriebes eines ſtehenden 
Gewerbes verbunden war, wird die Entſchaͤdigungsrente ($. 26.) erft von dem 
Tage des Wegfalls der Abgaben (F. 3. der allgemeinen Gewerbeordnung) an 
geleiſtet und von den im $. 13. bezeichneten Gewerbetreibenden, ſowie von der 
Gemeinde oder dem Diſtrikte, wo die ausſchließliche Gewerbeberechtigung beſtand, 
gemeinſchaftlich aufgebracht. ih 
In Ermangelung einer guͤtlichen Einigung wird das Beitragsverhaͤltniß 
nach Vorſchrift des $. 19. feſtgeſetzt. Dabei iſt zugleich Anordnung zu treffen, 
wie die Entſchaͤdigungsrenten, worüber nach $. 11. den Berechtigten Anerkennt⸗ 
niſſe ertheilt werden, ohne erhebliche Belaͤſtigung der Betheiligten in kuͤrzeſter 
Zeit zu tilgen ſind. N 
§. 29. 
Zur Feſtſtellung der Entſchaͤdigung für den aufgehobenen Mahlzwang 3) far die auf⸗ 
(F. 4. zu 3. der Allgemeinen Gewerbeordnung) hat zuvörderſt der Berechtigte Jwangeund 
den Umfang ſeines Zwangsbezirkes der Regierung nachzuweiſen. Sodann iſt ge 
die Einwohnerzahl dieſes Zwangsbezirkes nach den letzten, vor Publikation der ) für den 
Allgemeinen Gewerbeordnung aufgenommenen ſtatiſtiſchen Tabellen zu ermitteln Meblmang, 
und der durch die Aufhebung des Mahlzwangs fuͤr den Berechtigten entſtehende 
Verluſt zu einer halben Metze Roggen fuͤr jeden Kopf dieſer Einwohnerzahl 
anzunehmen. Das hiernach ſich ergebende Roggenquantum iſt nach dem Durch— 
ſchnitte der Marktpreiſe der naͤchſten Marktſtadt aus den Jahren 1815. bis 
1844. als Jahresrente in Gelde zu berechnen, deren fuͤnf- und zwanzigfacher 
Betrag die Normalentſchaͤdigung bildet. 
| F. 30. N 
Die nach H. 29. angelegte Berechnung iſt durch den Landrath dem Be⸗ 
rechtigten vorzulegen. Dieſer hat binnen drei Monaten, vom Tage der Vor⸗ 
legung an, dem Landrathe ſchriftlich oder zum Protokoll zu erklaͤren, ob er die 
Berechnung als richtig anerkennt und ſich mit der ihm danach zukommenden 
Normalentſchaͤdigung unter Verzichtleiſtung auf alle weiteren Anſpruͤche be 
gnuͤgen will. Erklaͤrt der Berechtigte innerhalb dieſer Friſt unter Verzicht: 
leiſtung auf alle weiteren Anſpruͤche zur Annahme der Normalentſchaͤdigung 
ſich bereit, fo iſt ihm ſolche ſofort aus der Staatskaſſe auszuzahlen. Giebt derſelbe 
innerhalb der gedachten Friſt keine Erklaͤrung ab, ſo wird angenommen, daß 
er die Berechnung als richtig anerkenne und unter Verzichtleiſtung auf alle 
(Ir. 2542 weiteren 


a 


weiteren Anfprüche die Normalentſchaͤdigung annehme, welche demnaͤchſt gleich- 
falls ſofort auszuzahlen iſt. 
$. 31. 

Erklaͤrt der Berechtigte vor Ablauf der dreimonatlichen Friſt (F. 30.), 
mit der Normalentſchaͤdigung unter Verzichtleiſtung auf alle weiteren Anſpruͤche 
ſich nicht begnuͤgen zu wollen, ſo bleibt ihm uͤberlaſſen, den durch die Aufhe— 
bung des Mahlzwanges verurſachten Verluſt nachzuweiſen. Dieſer Beweis 
muß jedoch bei Verluſt des Entſchaͤdigungsanſpruches innerhalb eines Jahres 
vom Ablauf der dreimonatlichen Friſt ($. 30.) angerechnet, angetreten werden. 
Ein Berechtigter, welcher die Normalentſchaͤdigung einmal abgelehnt hat, kann 
auf dieſelbe niemals zuruͤckgehen, ſondern immer nur Erſatz des wirklich erwie— 
ſenen Verluſtes fordern. 

§. 32. 

Zur Feſtſtellung dieſes Verluſtes (K. 31.) it der Ertrag des Zwangs⸗ 
rechtes, abgeſondert von den dabei benutzten Grundſtuͤcken, Bauwerken und Uten⸗ 
ſilien, und abgeſehen von demjenigen Fabrikationsgewinne, welcher auch ohne 
das Vorhandenſein dieſes Rechtes erlangt werden kann, genau zu ermitteln, 
und dabei nach den in den $$. 8. und 9. gegebenen Vorſchriften zu verfahren. 
Der danach ſich ergebende Verluſt iſt aus der Staatskaſſe durch eine jaͤhrliche 
Rente zu verguͤten, welche durch Zahlung des ak und zwanzigfachen Betrages 
jederzeit et Werben kann. 


$. 33. 

b) für den Die Entſchaͤdigung für die Aufhebung des Branntweinzwanges (F. 4. 
nn zu 3. der Allgemeinen Gewerbeordnung) ift nach den Grundſaͤtzen des N. 2. 
ee zu ermitteln und aus der Staatskaſſe zu leiſten. 
ey ann⸗ Ein Gleiches gilt von der Entſchaͤdigung fuͤr die Aufhebung des Brau— 


übiſchen zwangsrechtes, ſowie des ſtaͤdtiſchen Baͤckern und Brauern zuſtehenden Rechtes, 
Flacher. die Einwohner der Stadt, der Vorſtaͤdte oder der ſogenannten Bannmeile zu 
"zwingen, daß fie ihren Bedarf an Gebäc oder Fleiſch ganz oder theilweiſe von 
jenen ausſchließlich entnehmen (F. 4. zu 3. der Allgemeinen Gewerbeordnung), 
ſofern dieſe Zwangsrechte nicht zugleich mit ausſchließlichen Gewerbeberech— 
tigungen verbunden waren und demzufolge nach §. 24. den Beſtimmungen der 

$$. 7. bis 23. unterliegen. 

$. 34. 

u. Ablds- Die im H. 5. der allgemeinen Gewerbeordnung ausgeſprochene Befugniß 
a zur Ablöfung ſoicher Zwangs- und Bannrechte, welche nicht durch die Beſtim⸗ 
mungen des $. 4. deſſelben Geſetzes aufgehoben find, ſteht, wenn die Verpflich⸗ 
tung auf Grundbeſitz haftet, jedoch nicht alle zu einer Gemeinde gehörenden Be— 
ſitzungen umfaßt, einem jeden einzelnen Verpflichteten zu. Ruht die Verpflich⸗ 
tung 
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tung in der Art auf Grundbeſitz, daß fie alle zu einer Gemeinde gehörenden Ber 
ſitzungen umfaßt, jo kann nur die Gemeinde auf Abloͤſung antragen. 

Sind dem Zwangs- und Bannrechte die Mitglieder einer Korporation als 
ſolche unterworfen, ſo iſt nur die Korporation in ihrer Geſammtheit zur Abloͤ⸗ 
ſung deſſelben befugt. Sind Bewohner eines Ortes oder Diſtriktes vermoͤge 
ihres Wohnſitzes dem Zwangs- und Bannrechte unterworfen, ſo koͤnnen nicht die 
einzelnen Pflichtigen, ſondern nur die Gemeinden, von dieſen jedoch jede Ge— 
meinde für ſich, auf Ablöfung antragen. Enthaͤlt der Zwangs- und Bannbezirk 
Grundſtuͤcke, welche nicht zum Gemeindeverbande gehören, fo find die einzelnen 
Beſitzer dieſer Grundſtuͤcke, unabhaͤngig von den Gemeinden, zur Abloͤſung befugt. 

$. 35. e 

Wird auf Abloͤſung eines ſolchen Zwangs- und Bannrechts (F. 34.) an⸗ 
getragen, ſo iſt deſſen jaͤhrlicher Ertrag nach den im H. 32. vorgeſchriebenen 
Grundſaͤtzen zu ermitteln und die Entſchaͤdigung auf eine dieſem Ertrage gleich— 
kommende jaͤhrliche Rente feſtzuſetzen. Ueber die von jedem Abloͤſenden zu ent— 
richtende Rente wird dem Berechtigten nach $. 11. ein Anerkenntniß ertheilt. 

$. 36. 

Die Entſchaͤdigung iſt von den Zwangs- und Bannpflichtigen aufzu⸗ 
bringen. Muͤſſen dazu mehrere Ortſchaften beitragen, ſo wird das Beitrags⸗ 
Verhaͤltniß der Gemeinden, ſo wie der etwa außer einem Gemeindeverbande 
befindlichen Grundbeſitzer von der Regierung mit Vorbehalt des Rekurſes an die 
Miniſterien des Innern und der Finanzen, feſtgeſetzt. Der Zeitpunkt von 
welchem an die Rente zu zahlen iſt, wird durch die Regierung beſtimmt, ſofern 
nicht die Betheiligten ſich daruͤber einigen. Mit dieſem Zeitpunkte hoͤrt die 
Zwangs- und Bannpflicht auf. — Die Entſchaͤdigungsrente kann durch Zahlung 
des fünf» und zwanzigfachen Betrages zu jeder Zeit abgelöft werden, und der 
Berechtigte muß ſich die Abloͤſung auch in Stuͤckzahlungen, jedoch nicht unter 
100 Rthlr. gefallen laſſen. 

§. 37. 

Die Verhandlungen wegen Feſtſtellung der Entſchaͤdigungsanſpruͤche, un Angemei- 
ſowie der als Entſchaͤdigung zu gewaͤhrenden Kapitalien und Renten erfolgen 5 
durch einen Kommiſſarius der Regierung. | 

$. 38. | 

Bei dieſen Verhandlungen ($. 37.) find, wenn das Eigenthum und das 
Nutzungsrecht an einem berechtigten oder verpflichteten Grundſtuͤcke verſchiedenen 
Perſonen zuſteht, dieſelben ſaͤmmtlich zuzuziehen. Zu den Nutzungsberechtigten 
ſind die Paͤchter hier nicht zu rechnen. 

$. 39. 
a Ober⸗Eigenthuͤmer, Lehnsherren, Lehns- und Fideikommißfolger, Wieder: 
kaufsberechtigte, Hypothekenglaͤubiger und andere Realberechtigte ſind nicht von 
(Nr. 2342.) Amts⸗ 
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Amtswegen zuzuziehen; denſelben ſteht aber frei, bei dem Verfahren ſich zu 
melden und ihre Gerechtſame wahrzunehmen. 
$. 40. 

Dem Obereigenthuͤmer, Lehnsherrn oder Wiederkaufsberechtigten, des—⸗ 
gleichen den beiden naͤchſten Fideikommißanwaͤrtern, ſowie bei Lehnen, falls der 
Beſitzer keine lehnsfaͤhige Deſeendenz hat, den beiden naͤchſten Agnaten, iſt, ſofern 
ſie bekannt ſind, von der Einleitung des Verfahrens beſonders Nachricht zu 
geben; ſind dieſelben nicht bekannt, oder findet der Kommiſſarius ($. 37.) ſonſt 
Anlaß, ſo iſt von dieſem durch öffentliche Bekanntmachung ein Termin zu 
beſtimmen, bis zu welchem die Betheiligten ſich melden koͤnnen. Dieſer Termin 
iſt auf ſechs Wochen hinauszuſetzen und durch das Amtsblatt zwei Mal von drei 
zu drei Wochen bekannt zu machen. 

Diejenigen, welche ſich nicht melden, ſind mit Einwendungen gegen die 
Verhandlungen nicht weiter zu hoͤren. ˖ 

a $. 41. 

In denjenigen Faͤllen, in welchen die Entſchaͤdigung aus der Staatskaſſe 
gewährt wird ($$. 23. 27. 29. 32. 33.) iſt zur Wahrnehmung des fisfaliichen 
Intereſſes ein Anwalt zu beſtellen. a 

In andern Faͤllen iſt, inſoweit die aufgehobene Berechtigung auf eine 
ganze Ortſchaft ſich erſtreckte, bei der Inſtruktion anſtatt der Pflichtigen die 
Kommunalbehoͤrde zuzuziehen, welche für die Verhandlungen einen Vertreter zu 
beſtellen hat. Sind mehrere Ortſchaften betheiligt, ſo haben die Kommunalbehoͤr— 
den uͤber einen gemeinſchaftlichen Vertreter ſich zu einigen; ſollte dieſe Einigung 
binnen einer Friſt von ſechs Wochen nach ergangener Aufforderung nicht erfolgen, 
ſo iſt die Regierung befugt, einen ſolchen gemeinſchaftlichen Vertreter zu beſtellen. 

f $. 42. 

Die vollftändige Erörterung der Sache darf auch dann nicht unterbleiben, 
wenn die Anſpruͤche der Berechtigten von der Kommunalbehoͤrde der betheiligten 
Gemeinde anerkannt werden. ö 

§. 43. 

Wenn daruͤber, ob eine Berechtigung zur Zeit der Publikation der allge— 
meinen Gewerbeordnung rechtsguͤltigerweiſe unwiderruflich beſtand, oder über 
den Umfang der Berechtigung Streit entſteht, ſo hat das Plenum der Regierung 
durch ein mit Gruͤnden auszufertigendes Reſolut zu entſcheiden. 

Gegen dieſes Reſolut ſteht binnen einer praflufivifchen Friſt von ſechs 
Wochen nach Eroͤffnung deſſelben jedem der Betheiligten der Rekurs an das 
Finanzminiſterium oder die Berufung auf rechtliches Gehör offen. 

5 §. 44. 

Was die nach H. 41. beſtellten Vertreter bei dem Verfahren im Ver⸗ 

waltungs⸗ oder im Rechtswege erklaͤren, oder was darin gegen dieſelben ent⸗ 
e ſchieden 
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ſchieden wird, hat fuͤr alle gegenwaͤrtige und kuͤnftige Einwohner der betheiligten 
Ortſchaften bindende Kraft, ohne Unterſchied, ob ſie Gewerbetreibende ſind 
oder nicht. 

§. 45. 

Bis zur erfolgten Feſtſtellung der Berechtigung und ihres Umfangs iſt 
das Verfahren wegen Ermittelung des Betrages der Entſchaͤdigung auszuſetzen, 
inſofern der Berechtigte nicht etwa die Einleitung oder Fortſetzung deſſelben auf 
ſeine Gefahr unter Vorſchuß der Koſten verlangt. 

Sobald aber der Entſchaͤdigungsanſpruch an ſich feſtſteht, iſt auch der 
Betrag der Entſchaͤdigung zu ermitteln und feſtzuſtellen. 

Dieſe Ermittelung und Feſtſtellung wird in Anſehung der Normalentſchaͤ⸗ 
digung fuͤr den Mahlzwang nach Maßgabe der $$. 29. und 30. durch die Res 
gierung bewirkt. 

In anderen Faͤllen ſind dafuͤr die Beſtimmungen der $$. 46. bis 50. 
maßgebend. 

$. 46. 

Die Ermittelung des Betrags der Entſchädigung erfolgt durch den Kom: 
miſſarius ($. 37.) unter Zuziehung von zwei Beiſitzern, von denen Einer durch 
den Berechtigten, der Andere durch die zur Entſchaͤdigung Verpflichteten oder 
deren Vertreter ($. 41.) binnen einer vom Kommiſſarius zu beſtimmenden Friſt 
zu waͤhlen iſt; geſchieht die Wahl binnen dieſer Friſt nicht, ſo ernennt der Kom⸗ 
miſſarius die Beiſitzer. 

$. 47. 

Als Beiſitzer wählbar ift jeder unbeſcholtene, in den Geſchaͤften des buͤr⸗ 
gerlichen Lebens erfahrene Mann. f 

Die Beiſitzer koͤnnen nur Erſatz der Reiſe⸗, Zehrungs- und Verſaͤumniß⸗ 
koſten verlangen. 

§. 48. 

Die nach Vorſchrift der $$. 46. und 47. gebildete Kommiſſion hat die 
faktiſchen Verhaͤltniſſe, welche auf den Werth der aufgehobenen Berechtigung 
einwirkten, vollſtaͤndig zu eroͤrtern. N 

Bei dieſer Eroͤrterung ſind alle geſetzliche Beweismittel, mit Ausnahme 
der Eidesdelation, ſowie des nothwendigen Eides, zulaͤſſig. Kommt es auf die 
Ermittelung des Reinertrages eines Gewerbes an, ſo ſind bei Feſtſtellung deffel- 
ben die Durchſchnitte der Marktpreiſe der naͤchſten Marktſtadt aus den Jahren 
1815 bis 1844. zum Grunde zu legen. 

Fuͤr ſolche Orte, wo bisher die Preiſe der Backwaaren, des Fleiſches 
und des Bieres von den Berechtigten nicht willkuͤhrlich beſtimmt werden durf⸗ 
ten, ſondern Taxen dafuͤr beſtanden, oder die Beſchaffenheit der Waaren einer 
Kontrolle unterlag, koͤnnen von dem Finanzminiſterium fuͤr den auf einen Zent⸗ 
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ner Mehl, Fleiſch und Braumalz zu rechnenden reinen Gewinn gewiſſe Satze 
beſtimmt werden, welche bei der Abſchaͤtzung zwar ermäßigt, aber nicht uͤber⸗ 
ſchritten werden duͤrfen. 

$. 49. 

Abgaben und Leiſtungen, zu denen die Berechtigten in Beziehung auf die 
aufgehobene Berechtigung verpflichtet waren, ſind bei Ermittelung des Werths 
oder des Reinertrages in Abrechnung zu bringen. 

Sofern dergleichen Abgaben und Leiſtungen dem Fiskus oder einer Kor⸗ 
poration von Gewerbetreibenden zuſtanden, oder an eine Kaͤmmerei oder Gemeinde 
für eine innerhalb ihres Kommunalbezirkes beſtehende Berechtigung zu entrich— 
ten waren, fallen dieſelben hinweg, ohne daß dafuͤr eine Entſchaͤdigung zu ges 
waͤhren iſt. f 

In andern Fallen wird die Entſchaͤdigung für. den Wegfall der ges 
dachten Abgaben und Leiſtungen demjenigen, welcher zu der Hebung berech⸗ 
tigt war, nach Vorſchrift der H. 25. bis 28. gewaͤhrt. 

$. 50. 

Nach Beendigung der Inſtruktion reicht die Kommiſſion die Verhand— 
lungen mit ihrem Gutachten der Regierung ein, welche die zu gewaͤhrende Ent- 
ſchaͤdigung durch einen Plenarbeſchluß feſtſetzt. 

Das nach dieſem Beſchluß mit Gründen abgefaßte Reſolut wird den 
Betheiligten durch den Kommiſſarius (F. 37.) in einem hierzu anzuſetzenden 
Termine eroͤffnet und in einer vollſtaͤndigen Ausfertigung ausgehaͤndigt. 

Jedem der Betheiligten ſteht gegen dieſes Reſolut mit Ausſchluß des 
Rechtsweges nur der Rekurs an das Finanzminiſterium offen, welcher binnen 
einer praͤkluſiviſchen Friſt von ſechs Wochen nach Eröffnung des Reſolutes bei 
dem Kommiſſarius angemeldet werden muß. Das Rekursgeſuch muß die Recht⸗ 
fertigungsgruͤnde der Beſchwerde enthalten. Daſſelbe wird dem Gegentheile 
zugefertigt, welcher feine Erwiederung binnen einer praͤkluſiwiſchen Friſt von vier 
Wochen einzureichen hat. 

Bei dem, was in der Rekursinſtanz entſchieden wird, behalt es unab⸗ 
aͤnderlich ſein Bewenden. 

§. 31. 

Das rechtskräftige Reſolut der Regierung, ſowie die Entſcheidung des 

Finanzminiſteriums, hat die Wirkung eines rechtskraͤftigen Erkenntniſſes. 


$. 52. 

Die Ablöfung eines Zwangs- und Bannrechts kann auch im Wege der 
freien Uebereinkunft, ohne Mitwirkung der Regierung, erfolgen. Doch ſind 
ſowohl die Berechtigten als die Verpflichteten befugt, die Prüfung und Beſtäͤ⸗ 
tigung des Vertrages durch die Regierung zu verlangen. Der beſtaͤtigte Ver⸗ 
trag hat die im F. 51. feſtgeſetzte Wirkung. 

$. 53. 


Fe 
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Ueber die Verpflichtung, Beiträge zur Verzinſung und Tilgung der Ent: 
ſchaͤdigungskapitalien ($$. 11 bis 20.), ſowie zur Zahlung oder Abloͤſung der 
Entſchaͤdigungsrenten ($$. 22. 28. 35. 36.) zu leiften, entſcheidet, mit Aus⸗ 
ſchluß des Rechtsweges in erſter Inſtanz die Regierung und in zweiter Inſtanz 
das Finanzminiſterium. 

f §. 54. 

Streitigkeiten über die Abloͤſung der Entſchaͤdigungsrenten werden, mit 
Ausſchluß des Rechtsweges, in erſter Inſtanz durch die Regierung, und in 
zweiter Inſtanz durch das Finanzminiſterium entſchieden. 

$. 99. 

Die Einziehung und Verwaltung der im H. 53. gedachten Beitraͤge, im⸗ 
gleichen die Auszahlung der in den Hh. 11. bis 21. erwähnten Entſchaͤdigungs⸗ 
Kapitalien und Zinfen, ſowie der in den $$. 22. 28. 35. 36. bezeichneten Ent⸗ 
ſchaͤdigungsrenten und Abloͤſungskapitalien liegt in den Staͤdten der Kommu⸗ 
nalbehörde und auf dem Lande derjenigen Behörde ob, welche die Regierung 
dazu beſonders beſtimmen wird. 

$. 96. 

Die Verzinſung der Entſchaͤdigungskapitalien ($. 12.) und die Zahlung 
der Entſchaͤdigungsrenten ($$. 22. 26. bis 28. 32. 33. 35. 36.) erfolgt jaͤhr⸗ 
lich poſtnumerando, wenn die Betheiligten ſich nicht anders einigen. 

5.73 

Wollen Gemeinden die im F. 55. gedachten Entfchadigungsfapitalien vor— 
ſchußweiſe bezahlen, ſo behalten Wir Uns vor, dieſes dadurch zu befoͤrdern, daß 
Wir denſelben geſtatten, die erforderlichen Geldmittel gegen Obligationen, die 
auf jeden Inhaber lauten, aufzunehmen. Die Gemeinde tritt alsdann den 
Entſchaͤdigungsverpflichteten gegenuͤber an die Stelle der Berechtigten. 

§. 38. 

Die für die aufgehobenen oder abgelöften Berechtigungen feſtgeſtellten 
Entſchaͤdigungen treten an die Stelle der bisherigen Berechtigungen. Waren 
dieſe ein Zubehör eines in das Hypothekenbuch eingetragenen Grundſtuͤcks oder 
ſelbſtſtaͤndig in das Hypothekenbuch eingetragen, jo muß die Berichtigung des 
Hypothekenbuchs von Amtswegen und koſtenfrei erfolgen. Die Behoͤrde hat 
vor Ausfertigung des Anerkenntniſſes nicht nur die erforderlichen Antraͤge wegen 
Berichtigung des Hypothekenbuchs zu machen, ſondern auch in dem Anerkennt⸗ 
niſſe ausdruͤcklich zu vermerken, daß die Zuläaͤſſigkeit der Verfuͤgung uͤber die 
Entſchaͤdigung nach dem Hypothekenbuche zu beurtheilen ſei. 

§. 39. 

War die aufgehobene oder abgelöfte Berechtigung verpachtet, ſo muß der 

Verpächter dem Paͤchter waͤhrend der Dauer der Pacht die Nutzung der fuͤr 
(Nr. 2842.) die 
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die Berechtigung gewährten Entſchaͤdigung uͤberlaſſen; wird für die aufgehobene 
Berechtigung eine Entſchaͤdigung uͤberhaupt nicht gewaͤhrt, ſo kann der Paͤchter 
fuͤr den Wegfall der Berechtigung einen Erſatz nicht in Anſpruch nehmen. 

Will der Pächter ſich mit der Nutzung der dem Berechtigten zu Theil 
werdenden Entſchaͤdigung nicht begnügen, oder wird dieſem eine Entſchaͤdigung 
uberhaupt nicht gewährt, fo ſteht dem Pächter nur frei, ſofort die Aufhebung 
der Pacht zu verlangen; er muß aber dieſes Verlangen, falls es ſich von einer 
aufgehobenen Berechtigung handelt, vor dem Ablaufe des Jahres 1845., und 
im Falle der Abloͤſung einer Berechtigung binnen ſechs Monaten, nachdem ihm 
der feftgeftellte Betrag der Entſchaͤdigung bekannt gemacht worden, gegen den 
Berechtigten ſchriftlich erklaͤren. 

Wird von dieſer Befugniß Gebrauch gemacht, ſo ſind die rechtlichen 
Folgen der Aufhebung nach den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften zu beur⸗ 
theilen. Iſt jenes Verlangen innerhalb der oben beſtimmten Friſt dem Berech⸗ 
tigten nicht erklaͤrt worden, ſo muß der Paͤchter die von ihm uͤbernommenen 
Verpflichtungen ohne Abzug fortgeſetzt erfuͤllen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchfteige haͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. a 

Gegeben Berlin, den 17. Januar 1845. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Rochow. v. Savigny. Graf v. Arnim. Flottwell. Uhden. 


Beglaubigt: 
Bornemann. 


